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1 Einleitung 

„Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.“1 Dies ist der erste Absatz des Artikels 16a 

Grundgesetz. Ein so simpler Satz kann Menschen Asyl in Deutschland gewähren. 

Doch im Laufe der Zeit erfolgte Anpassungen und Beschränkungen, die es den Men-

schen erschweren, über diesen Artikel Asyl in der Bundesrepublik zu erhalten. 

Deutschland zählt zu den größten Einwanderungsländern auf der Welt. Im Jahr 2011 

lebten ca. 6,9 Millionen Ausländer in der Bundesrepublik. Das macht einen Bevölke-

rungsanteil von 8,9 % aus.2 Aufgrund der aktuellen Krise im Nahen Osten erreichte die 

Zahl der Asylanträge einen neuen Höhepunkt. 2016 wurden beträchtliche 745.545 An-

träge gestellt.3 

In Deutschland gibt es mehrere Rechtsgrundlagen, über die Flüchtlinge Asyl erhalten 

können. Eine davon ist Artikel 16a Grundgesetz. Aufgrund der großen Anzahl von 

Flüchtlingen, stellt sich doch die Frage, wie bedeutend der Artikel 16a Grundgesetz 

überhaupt noch für Asylsuchende ist, gerade in Zeiten, in denen täglich immer noch 

sehr viele Menschen nach Deutschland kommen und Schutz suchen. 

Dies gilt es in dieser Arbeit herauszufinden. Ziel ist es durch Literaturrecherche, an-

hand drei historischer Ereignisse einen Ablauf darzustellen, bei denen der Artikel 16a 

Grundgesetz einen Leitfaden darstellen soll. Die wichtigen Ereignisse sind der Zweite 

Weltkrieg, die Balkankrise in den Neunzigern sowie die aktuelle Fluchtsituation, spezi-

ell syrische Flüchtlinge. Dabei soll auch das Schicksal der Menschen berücksichtigt 

werden. 

Zuerst wird über den Verlauf des Zweiten Weltkriegs geschrieben und wie es der Be-

völkerung danach erging. Besondere Aufmerksamkeit wird dabei den 12 Millionen 

deutschen Vertriebenen aus den Ostgebieten geschenkt.  

Danach soll der Artikel 16a Grundgesetz untersucht werden. Schwerpunkte sind unter 

anderem seine Entstehung und deren Gründe bis zur Entwicklung des Asylkompromis-

ses 1993. Um verstehen zu können, welche Menschen überhaupt noch nach diesem 

Artikel ein Recht auf Asyl in Deutschland haben, wird auf die einzelnen Absätze näher 

eingegangen. Damit werden auch die Chancen und vor allem die Beschränkungen des 

Artikels deutlich. 

                                                
1
 Jarass, H/Pieroth, B., Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, Art. 16a, S. 464 

2
 Hailbronner, K., Asyl- und Ausländerrecht, 2014, S. 1 

3 vgl. BAMF (Hrsg.), Aktuelle Zahlen zu Asyl, 

http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/aktuelle-zahlen-zu-asyl-
dezember-2018.pdf?__blob=publicationFile 
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Darauf erfolgt ein Überblick über die Situation im Balkan in den 90ern und wie diese 

Krise enstand und verlief. Ebenso wie im Zweiten Weltkrieg, wird die Lage der Men-

schen zu diesen Zeiten geschildert und wie viele die Möglichkeit hatten, über den Arti-

kel 16a Grundgesetz Asyl zu bekommen. Auch die Probleme nach der Aufnahme in 

Deutschland sollen beschrieben werden. 

Schließlich wird noch die aktuelle Fluchtsituation dargestellt, wobei sich in dieser Arbeit 

ausschließlich auf die syrischen Flüchtlinge bezogen werden soll. Dabei spielen wieder 

Ursachen und Verlauf des Krieges eine Rolle sowie das Schicksal der Menschen und 

das neue Leben in Deutschland. 

Im Anschluss soll ein kleines Zwischenfazit erfolgen, in dem kenntlich gemacht werden 

soll, wie es den Menschen zu allen drei Krisenzeiten erging und ob sie ähnliche 

Schicksale teilten. 

Zum Schluss soll wird aufgezeigt, wie viele Menschen derzeit gemäß Artikel 16a 

Grundgesetz Asyl erhalten, um herauszufinden, wie bedeutend der Artikel überhaupt 

noch ist. Außerdem soll eine kleine Spekulation über die Weiterentwicklung des Arti-

kels aufgestellt werden. 
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2 Begriffsbestimmungen 

Bevor allerdings mit den Ereignissen im Zweiten Weltkrieg begonnen wird, gilt es zu-

erst einige Begriffe zu klären, die für diese Arbeit relevant sind. 

2.1 Flucht/Flüchtling 

Dieser Begriff taucht bereits im Titel der Arbeit auf und ist daher auch von besonderer 

Bedeutung. Flucht hat eine doppelte Bedeutung, denn zum einen hat es eine Bewe-

gung zur Folge, zum anderen heißt es aber auch, dass die Menschen, die die Flucht 

antreten, auch den Entschluss dazu treffen müssen. Flucht wird auch als eine Art der 

Zwangsmigration bezeichnet.4 

Es gibt verschiedene Arten von Flucht. So unterscheidet man beispielsweise zwischen 

interner Flucht, also der sogenannten Binnenflucht, die innerhalb des Heimatlandes 

stattfindet, und der externen Flucht. Dabei werden die Grenzen des Landes überschrit-

ten und die Flucht kann sich auch auf den internationalen Raum ausweiten. Zudem gibt 

es zeitliche Differenzierungen von Flucht. Sie kann nur vorübergehend, aber auch 

permanent sein. Flucht kann zudem von einer einzelnen Person erfolgen, aber sich 

auch zu einer Gruppen- oder gar Massenflucht entwickeln.5  

Ein Flüchtling ist also eine Person, die ohne eine bestimmte Wirkung von außen, an 

ihrem Heimatort geblieben wäre, sich aber durch diesen Druck quasi gezwungen fühlt, 

ihren Platz zu verlassen.6 

Gemäß der Definition der Genfer Flüchtlingskonvention ist ein Flüchtling eine Person 

„[…] die aus der begründeten Furcht vor Verfolgung wegen ihrer Rasse, Religion, Nati-

onalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politi-

schen Überzeugung sich außerhalb des Landes befindet, dessen Staatangehörigkeit 

sie besitzt.“7 Flucht ist also niemals freiwillig. 

2.2 Migration 

Der Begriff Migration steht häufig im Zusammenhang mit Flüchtlingen. Unter Migration 

versteht man eine „[…] Auf einen längerfristigen Aufenthalt angelegte räumliche Verla-

gerung des Lebensmittelpunktes von Individuen, Familien, Gruppen oder auch ganzen 

Bevölkerungen.“8 Migration kann also auch freiwillig ablaufen und hat verschiedene 

Ursachen. Beispielsweise aufgrund von Arbeit oder besseren Bildungschancen verlas-

sen Menschen ihre Heimat. Eine andere Form der Migration ist die Zwangswanderung. 

                                                
4
 vgl. Höfling-Semnar, Bettina, Flucht und deutsche Asylpolitik, 1995, S. 26 

5
 vgl. ebenda 

6
 vgl. ebenda, S. 25 

7
 Hofmann, R.; Hoffmann, H., Ausländerrecht, Handkommentar, Art. 16a GG Rn. 8 

8
 Oltmer, J., Globale Migration, Geschichte und Gegenwart, 2012, S. 18 
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Wie der Name vermuten lässt, wandern diese Menschen nicht freiwillig in ein anderes 

Land. Ihre Gründe sind meist politischer, ethno-nationaler. rassistischer oder religiöser 

Natur.9  

Mit der Zwangswanderung gehen oft die Begriffe Flucht, Vertreibung, Deportation ein-

her.  

2.3 Vertreibung und Umsiedlung 

Vertreibung ist immer eine Maßnahme, die unter Zwang erfolgt und nicht die Absicht 

verfolgt, die vertriebenen Menschen an diesem Ort wieder anzusiedeln.10 

Auch die Umsiedlung ist eine Zwangsmaßnahme, um eine größere Menschenmenge 

an einen anderen Ort zu verlagern.11 

2.4 Krieg 

Da in dieser Arbeit einige Kriege beleuchtet werden, soll der Begriff Krieg kurz erklärt 

werden: man versteht darunter immer einen gewaltsamen Massenkonflikt. Außerdem 

müssen diese drei Merkmale vorliegen, damit von einem Krieg gesprochen werden 

kann:  

1. es muss zwei oder mehr bewaffnete Parteien geben, wovon es sich bei mindestens 

einer um eine Streitkraft (zum Beispiel Militär) der Regierung handeln muss 

2. beide Seiten müssen über eine zentrale Organisation verfügen, die die Kämpfe ge-

staltet und über Bewaffnung und Taktik entscheidet 

3. die Kämpfe finden nach einer Strategie statt und nicht nur aufgrund von zufälligen 

Zusammenstößen der beiden Seiten12 

  

                                                
9
 vgl. Oltmer, J., Globale Migration, Geschichte und Gegenwart, 2012, S. 20f. 

10
 vgl. ebenda, S. 31 

11
 vgl. ebenda, S. 31 

12
 vgl. Gantzel K.J., Schwinghammer, T., Die Kriege nach dem Zweiten Weltkrieg 1945 bis1992, 1995,  

S. 31 
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3 Der Zweite Weltkrieg 

Auf den folgenden Seiten sollen nun die Ereignisse des Zweiten Weltkriegs dargestellt 

werden um im späteren Verlauf auf die Situation der Menschen besser eingehen zu 

können. Aus Kapazitätsgründen wird darauf hingewiesen, dass es nicht möglich ist, 

alle wesentlichen Punkte des Krieges näher zu erläutern. Daher wird sich im Folgen-

den nur auf die Hauptstreitkräfte Deutschland, Sowjetunion, Großbritannien und Frank-

reich beschränkt und Nebenkriegsplätze teilweise angerissen. Die Beschreibung des 

Zweiten Weltkriegs und ihre Auswirkungen sind wichtig, um zu verstehen, warum Arti-

kel 16 Absatz 2 Satz 2 Grundgesetz (alte Fassung) beschlossen wurde und wie sich 

der Artikel 16a Grundgesetz daraus entwickelte. 

3.1 Vorgeschichte und Kriegsbeginn 

Nach dem Ende des Ersten Weltkriegs und der Gründung der Weimarer Republik 

herrschte in Deutschland Chaos. Inflation, Massenarbeitslosigkeit und die allgemeine 

Wirtschaftsnot waren besondere Herausforderungen, die es zu bewältigen galt. Die 

Menschen klammerten sich dementsprechend an diejenigen, die ihnen vor allem Nah-

rung und Arbeit zusicherten: das waren die Kommunisten und die Nationalsozialisten.13 

Zu dieser Zeit konnte noch niemand ahnen, von welcher Bedeutung vor allem die 

NSDAP werden würde. Aufgrund der Wirtschaftskrise gewannen sie immer mehr An-

hänger. Bei den Wahlen 1930 erhielten sie 18% der Stimmen. Zwei Jahre später waren 

es schon 37%. Damit war die NSDAP die stärkste Partei und es folgte die Ernennung 

Hitlers am 30. Januar 1933 zum Reichskanzler. 14 

Nun konnte Hitler seine Ziele Schritt für Schritt verwirklichen. Er verfolgte die Auflösung 

des Versailler Vertrags und strebte ein Großdeutsches Reich an, in dem er Lebens-

raum im Osten gewinnen wollte. Am 14. Oktober 1933 verließ Deutschland zuerst die 

Genfer Abrüstungskonferenz und verkündete Tage später den Austritt aus dem Völ-

kerbund. Die Einführung der Wehrpflicht erfolgte im März 1935. Nur ein Jahr später 

ging Hitler sogar soweit, dass er das die Besetzung des entmilitarisierten Rheinlands 

anordnete. Niemand unternahm etwas, da keiner die Absicht hatte, einen erneuten 

Krieg auszulösen15 Hitler testete seine Grenzen und wusste, dass er seine Ziele wei-

terhin gefahrlos verfolgen konnte. 

Er suchte sich in der Zwischenzeit Verbündete wie Italien und Japan. Mit ihnen schloss 

er den Antikomintern-Pakt, in dem die Neutralitätszusicherung der beiden Partner im 

Falle eines Angriffs der Sowjetunion verankert wurde. In Österreich gewann Hitler im-

                                                
13

 vgl. Lüdecke, A., Der Zweite Weltkrieg, S. 13, S. 15 
14

 vgl. ebenda, S. 15 
15

 vgl. ebenda, S. 16 
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mer mehr an Beliebtheit und der Ruf an den Anschluss Österreichs an Deutschland 

wurde immer lauter. Am 15. März 1938 verkündete Hitler in Wien dann diesen An-

schluss. Auch auf diese Aktion gab es weder von Frankreich noch von Großbritannien 

Reaktion.16 

Sie verfolgten hingegen die sogenannte Appeasement-Politik. Nachdem Hitler das Su-

detenland zurückforderte und mit einem erneuten Krieg drohte, wurde das Münchner 

Abkommen zwischen Frankreich, Großbritannien und Deutschland beschlossen, um 

Schlimmeres zu verhindern. Regierungschef Daladier und der Premierminister Cham-

berlain genehmigten den Anschluss des Sudetenlandes an Deutschland. Trotz der 

Versprechen in diesem Abkommen, nahmen die Forderungen kein Ende. Am 14. März 

1939 marschierte die Wehrmacht in die Rest-Tschechei ein, nachdem die Slowakei 

sich unter dem enormen Druck beugte und die Unabhängigkeit erklärte.17 

Doch auch diese Zugeständnisse reichten Hitler nicht aus und er begann Polen zu 

drangsalieren. Er war sich sicher, dass auch diesmal keine Eingriffe von Frankreich 

oder Großbritannien zu erwarten waren. Um allerdings keinen Konflikt mit der Sowjet-

union auszulösen, suchte er das Gespräch mit Stalin, welches am 23. August 1939 mit 

dem Hitler-Stalin-Pakt, einem Nichtangriffspakt, gekrönt wurde. In einem geheimen 

Zusatzprotokoll legten sie zusätzlich noch die Aufteilung der Gebiete in Osteuropa 

nach ihren Wünschen fest. Nun fühlte sich Hitler von allen Seiten abgesichert, worauf-

hin er am 25. August 1939 den Angriffsbefehl auf Polen bekannt gab.18 

Um es aber so aussehen zu lassen, als träge Polen selber die Schuld am deutschen 

Angriff, wurde ein Täuschungsmanöver durchgeführt. In der Nacht auf den 1. Septem-

ber 1939 überfielen Leute der SS den Rundfunksender Gleitwitz und unterbrachen die 

laufende Sendung. Daraufhin verkündete Hitler, dass nun zurückgeschossen werde.19 

Die deutsche Artillerie, die Luftwaffe kamen zum Einsatz, außerdem fielen 54 Divisio-

nen, also etwa 1,5 Millionen Soldaten, über die polnischen Truppen her. Gegen einen 

so gewaltigen Angriff konnten die Polen nicht viel ausrichten. Dennoch war der Angriff 

der Deutschen nicht überraschend für die Polen. Sie hatten sich bereits an der Grenze 

zu Deutschland in Stellung gebracht. Als Warschau am 15. September umstellt war 

und am 17. September 1939 die Sowjetunion in Polen einmarschierte, war die Nieder-

lage Polens endgültig. Aber eine Kapitulation war noch nicht in Sicht. Polen blieb hart-

                                                
16

 vgl. Lüdecke, A., Der Zweite Weltkrieg, S. 17 
17

 vgl. ebenda, S. 18 
18

 vgl. ebenda, S. 19 
19

 vgl. ebenda, S. 22 
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näckig woraufhin die Hauptstadt bombardiert wurde und schließlich am 27. September 

aufgab.20  

Die Verluste waren gerade für Polen verheerend: 66.000 Tote, 200.000 Verwundete 

und 700.000 Gefangene in nur knapp fünf Wochen. Auf deutscher Seite waren die Ver-

luste deutlich geringer: 10.500 Tote und 30.200 Verwundete. Nun erfolgte die Auftei-

lung Polens unter Deutschland und der Sowjetunion. Deutschland erhielt den westli-

chen Teil, mit einem höheren Bevölkerungsanteil. Dieser Teil wurde germanisiert. Das 

Generalgouvernement wurde als Arbeitslager eingerichtet, in das alle rassisch unrei-

nen Menschen deportiert wurden. Besonders für die Juden war es der Beginn vieler 

Jahre der Qual. 21 

Auf russischer Seite vollzog sich die Aufteilung nicht weniger grauenhaft. Die Russen 

gingen mit großer Brutalität gegen alle vor, die sich ihnen zur Wehr setzten. Bis zum 

Sommer 1941 soll die Sowjetunion etwa eine Million Polen getötet oder in sibirische 

Zwangslager gebracht haben.22 

3.2 Verlauf im Westen 

Am 3. September 1939, kurz nachdem der Krieg in Polen ausbrach, erklärten Frank-

reich und Großbritannien Deutschland den Krieg. Doch entgegen der Hoffnungen in 

Polen, geschah von deren Seite überaus wenig. Die Besetzung der Maginot-Linie an 

der deutsch-französischen und französisch-italienischen Grenze war zunächst die ein-

zige Handlung. Erst Mitte September begann der Vormarsch nach Deutschland und die 

Besetzung des Westwalls. Als das Ende in Polen besiegelt war und Hitler den Befehl 

gab, die Truppen nach Westen zu verlegen, gaben die Franzosen ihre besetzten Ge-

biete fast vollständig wieder auf.23 

Die Briten begannen Mitte September mit der Verlagerung von Fahrzeugen und ande-

ren Reserven nach Frankreich. Hitler plante im November einen Angriff im Westen. 

Seine Absicht war die Beschlagnahmung der Niederlande, Belgiens und Nordfrankei-

chs. Danach sollte die Offensive gegen Großbritannien beginnen. Doch aufgrund des 

Wetters und dem Problem sich auf eine gute Strategie zu einigen, kam es zu Verzöge-

rungen bis Anfang 1940. Die Presse sprach von einem Sitzkrieg. 24 

Am 10. Mai 1940 bereitete Deutschland der Stille jedoch ein Ende. Deutschland stieß 

über die Niederlande nach Belgien vor, um von dort aus anzugreifen, während eine 

andere Truppe über Luxemburg und die Ardennen nach Frankreich vordringen sollte. 

                                                
20

 vgl. Lüdecke, A., Der Zweite Weltkrieg, S 23, S. 25 
21

 vgl. ebenda, S. 25, S. 28 
22

 vgl. ebenda, S. 28 
23

 vgl. ebenda, S. 29f. 
24

 vgl. ebenda, S. 30f. 
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Das war die Grundlage für den Beginn der Offensive, an dem viele Generäle Kritik äu-

ßerten.25  

Doch es lief zunächst alles nach Plan. Mit der Einnahme der Niederlande, Belgiens 

und einem Teil der französischen Kanalküste, war die erste Phase abgeschlossen. 

Nachdem 10. Juni 1940 erfolgte der Eintritt Italiens in den Krieg zur Unterstützung 

Deutschlands. Vier Tage später wurde Paris eingenommen und am 22. Juni fand die 

Unterzeichnung des Waffenstillstandangebotes statt. Der Norden und Westen Frank-

reichs bildeten nun Grundlage für den Angriff gegen Großbritannien und den See-

krieg.26 

Die Bilanz im Westen ergab auf deutscher Seite 27.000 Tote, 18.400 Vermisste und 

111.000 Verwundete sowie 92.000 Tote, 200.000 Verwundete Franzosen und fast zwei 

Millionen Soldaten, die in Gefangenschaft kamen.27 

3.3 Offensive gegen Großbritannien 

Aufgrund der Tatsache, dass Großbritannien eine Insel ist, gab es nur den Luftweg 

oder den Ärmelkanal, um den Briten gefährlich zu werden. Mitte August erfolgte das 

größte Aufgebot an Kämpfen. Etwa 2000 Einsätze wurden am 15. August geflogen. 

Dies brachte auf beiden Seiten schwere Verluste. Dennoch wurden die Angriffe fortge-

führt und am 24. August die ersten Bomben auf Londons Außenbezirke abgeworfen. 

Trotz Unterstützung der Italiener gelang es nicht, Großbritannien zu bezwingen, so-

dass Ende Oktober 1940 der Schwerpunkt auf Nachtangriffe gelegt wurde. Diese dau-

erten bis Mai 1941 an, erst danach wurde der Fokus auf die Eroberung von Lebens-

raum im Osten gelegt. Das Ziel war in Großbritannien damit aber nicht erreicht.28 

Da vor allem große Städte wie London attackiert wurden, war der Anteil an Opfern der 

Zivilbevölkerung besonders hoch. Von Juli 1940 bis Mai 1941 starben 30.000 Men-

schen und es gab 32.000 Schwerverletzte. Die Luftwaffe verzeichnete 2.000 Tote und 

2.600 Vermisste oder Gefangene.29 

3.4 Der Mittelmeerraum 

Um seine Ziele zu erreichen und an Macht zu gewinnen benötigte Hitler weitere Ver-

bündete, die ihn in seinen Kämpfen unterstützen konnten. Nach der Ablehnung Jugo-

slawiens erfolgte dessen Besetzung durch Deutschland und nach starken Widerstän-

den schließlich die Kapitulation Jugoslawiens am 17. April 1941. Zuvor hatte Deutsch-

                                                
25

 vgl. Lüdecke, A., Der Zweite Weltkrieg, S. 38 
26

 vgl. ebenda, S. 49 
27

 vgl. ebenda, S. 50 
28

 vgl. ebenda, S: 63-65 
29

 vgl. ebenda, S. 68 
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land bereits begonnen. Griechenland zu attackieren. Diese wurden schnell geschwächt 

und kapitulierten ebenfalls noch im April.30  

Weniger erfolgreich verliefen die Kämpfe in Afrika. Dort waren vor allem die Italiener 

positioniert, die bereits im April 1940 ihre Einsätze begannen. Doch Italien hatte gegen 

Großbritannien keine Chance, sodass am 11. Februar 1941 die Landung der deut-

schen Truppen auf afrikanischem Boden erfolgte. Es folgten erbitterte Kämpfe unter 

anderem in Tunesien und Libyen. Bis Mai 1943 dauerten die Widerstände an, doch 

Italien und Deutschland konnten keinen Sieg erringen. Deutschland beklagte 19.000 

Tote in Nordafrika, Italien 14.000 und die Briten sogar 35.500 Tote. 150.000 deutsche 

Soldaten wanderten in die Gefangenschaft.31  

3.5 Der Krieg im Osten 

Mit dem Krieg im Osten verbindet man vor allem das Unternehmen Barbarossa. Doch 

im Osten verfolgte Hitler eine andere Strategie als im Westen: er wollte Lebensraum 

und war bereit, dafür einen rassenbiologischen Vernichtungskrieg zu führen. Dazu ge-

hörte die Tötung von Menschen, vor allem von Juden, aber auch der russischen Füh-

rung.32 

Am 22. Juni 1941 begann der Angriff der Deutschen auf die Sowjetunion. Insgesamt 

bestand die Wehrmacht aus drei großen Gruppen Nord, Mitte und Süd. Aufgrund der 

völligen Verblüffung der Russen verzeichneten sie schnell große Fortschritte. Die erste 

Kesselschlacht endete bereits am 9. Juli 1941 mit einer Kapitulation von 325.000 russi-

schen Soldaten. Bis Ende August hatten die deutschen Truppen bereits Weißrussland, 

das Baltikum und die Ukraine erobert und die Armee stand 350 km vor Moskau.33  

Am 2. Oktober 1941 erteilte Hitler den Befehl zum Angriff auf Moskau. Doch aufgrund 

der Wetterlage verlief es anders als geplant. Bald kam der Winter und da man damit 

gerechnet hatte, Russland noch vor dem Winter zu bezwingen, war keine entspre-

chende Ausrüstung vorhanden. Viele der Soldaten erfroren und die deutsche Armee 

musste sich langsam zurückziehen.34 

Einer der schlimmsten Verluste der Deutschen war der Kessel von Stalingrad, in wel-

chen die 6. Armee, Teile der 4. Panzerarmee sowie Reste der rumänischen 3. und 4. 

Armee gerieten. 280.000 Soldaten saßen im Kessel. Schließlich tat Generalfeldmar-
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schall Paulus das einzig Richtige und kapitulierte, entgegen Hitlers Anweisungen, am 

31. Januar 1943. Zu diesem Zeitpunkt waren bereits 150.000 Soldaten gefallen.35 

Vor allem die materielle Dominanz der Sowjets war zu einem echten Problem für die 

Deutschen geworden, die nun die Winteroffensive der Russen erlebten. Am 20. Januar 

1944 nahmen die Sowjets Nowgorod ein und erkämpften sich auch ihr belagertes 

Leningrad zurück. Die Deutschen waren nicht mehr im Stande, den russischen Vor-

marsch nach Westen aufzuhalten. Im Sommer 1944 war die Zahl an Soldaten sowie 

auch die Menge an Ausrüstung massiv dezimiert. Im Juni erfolgte dann die Einkesse-

lung der 4. und 9. Armee sowie der 3. Panzerarmee und die Sowjets waren 300 km 

tiefer in den Westen vorgedrungen. Ca. 350.000 deutsche Soldaten waren innerhalb 

eines Monats gefallen. So eroberte die russische Armee ihre Gebiete nach und nach 

zurück und kam Deutschland bedrohlich näher.36 

3.6 Ende des Zweiten Weltkriegs 

Am 30. April 1945 hisste die Rote Armee ihre Fahne auf der Spitze des deutschen 

Reichstages in Berlin. Am 8. Mai 1945 kapitulierte dann die deutsche Wehrmacht.37. 

Die Bilanz war erschreckend: in der Sowjetunion starben etwa 25 Millionen Menschen, 

6 Millionen in Polen und Deutschland verzeichnete 5,2 Millionen Tote. Insgesamt geht 

man davon aus, dass bei diesem Krieg 55-60 Millionen Menschen ihr Leben verloren, 

darunter auch 6 Millionen Juden. Hinzu kam eine riesige Flüchtlingswelle, die auch 

noch bis nach dem Krieg andauern sollte. Vor allem die Deutschen in den Ostgebieten 

flohen vor der herannahenden Roten Armee.38  

Auf der Potsdamer Konferenz wurde vom 17. Juli bis 2. August 1945 über das Schick-

sal Deutschlands entschieden. Daran beteiligt waren die USA, Großbritannien sowie 

die Sowjetunion. Die Differenzen der drei Länder führten allerdings zur Teilung 

Deutschlands. Der Westen erholte sich aufgrund der Unterstützung der Alliierten relativ 

gut.39 

3.7 Das Schicksal der Deutschen im Osten 

Bereits während des Kriegs waren viele Menschen auf der Flucht aus Angst vor der 

herannahenden Front der Roten Armee. Zwei Drittel der Deutschen, die östlich der 

Oder und Neiße angesiedelt waren, verließen ihre Heimat. Die Menschen, die es nicht 

taten, wurden in die Sowjetunion verschleppt oder vertrieben.40 
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Insgesamt betraf die Flucht und Zwangsumsiedlung etwa 14 Millionen deutsche Bür-

ger. Zwei Millionen von ihnen überlebten diese schreckliche Zeit nicht. Die Vertriebe-

nen waren unterschiedlicher Herkunft und setzen sich zusammen aus etwa 6,6 Millio-

nen Flüchtlingen aus den zu Deutschland gehörenden Ostgebieten (Ostpreußen, 

Schlesien, Oberschlesien, Pommern sowie dem östlichen Brandenburg), drei Millionen 

Vertriebene aus der Tschechoslowakei sowie 2,1 Millionen aus Polen und Hunderttau-

sende aus Ungarn, Rumänien und Jugoslawien. Eine der grausamsten Taten, die vor 

allem die Rotarmisten verübten, waren die Vergewaltigungen von Frauen und Kindern. 

Man geht davon aus, dass etwa eine Million Frauen Opfer dieser Gewalttaten wur-

den.41 

Diebstähle, Vergewaltigungen und Morde wurden zum Alltag der Bevölkerung. Hinzu 

kam die extreme Lebensmittel-, Heizmaterial- und Wohnungsknappheit. Jede fünfte 

Wohnung war zerstört und es kamen immer mehr Vertriebene aus dem Osten dazu, 

die obdachlos waren.42 

Ein weiteres Problem stellte die einheimische Bevölkerung dar. Diese war nicht bereit, 

die angekommenen Flüchtlinge zu unterstützen. Für sie waren die Fremden eine Pla-

ge. Vor allem der Gegensatz, als gebildeter städtischer Vertriebener in Bauerndörfern 

leben zu müssen ohne jegliche Mittel, bereitete den Menschen Kummer und verstärkte 

ihr Unwohlsein. Hinzu kam, dass sie von der einheimischen Bevölkerung zum Sünden-

bock für jedes Problem gemacht wurden.43 

Die Verteilung der Vertriebenen erfolgte nach Besatzungszonen, wovon die sowjeti-

sche Besatzungszone die meisten Menschen aufnahm (37,2%). Das machte einen 

Bevölkerungsanteil von fast einem Viertel. Als Unterstützung für die Umsiedlung erhiel-

ten die Vertriebenen einmalig eine Summe von 300 Reichsmark für Erwachsene und 

100 Reichsmark für Kinder. Diese bekamen allerdings nicht einmal die Hälfte der Be-

dürftigen.44 

Was den Hass auf die Fremden noch schürte, war die Beschlagnahmung der Woh-

nungen der Einheimischen, die auf die Flüchtlinge verteilt wurden, um das Elend zu 

mildern. Damit hatten etwa 80% der Vertriebenen als Untermieter wieder einen festen 

Wohnsitz, doch dass diese Umverteilungsmaßnahmen auf erheblichen Widerstand bei 

der altansässigen Bevölkerung stießen, kann sich wohl jeder vorstellen. Allerdings 

machte der Wohnungsbau in den westlichen Besatzungszonen schnell Fortschritte, 

sodass der Ärger bald behoben werden konnte. Anders lief es in der sowjetischen Be-
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satzungszone und späteren DDR. Hier kam man mit dem Wohnungsausbau nur lang-

sam voran und es wurden noch einige Jahre Wohnraumumverteilungen durchgeführt.45 

Das war das Schicksal der deutschen Vertriebenen und Flüchtlinge aus ihrer Heimat. 

Es ist erstaunlich, über welch einem langen Zeitraum Flucht stattgefunden hat. Denn 

bereits vor dem Ausbruch des Krieges verließen viele Menschen aufgrund von Hetze 

und Vertreibung notgedrungen ihre Heimat, um zu überleben. Da die altansässige Be-

völkerung Flüchtenden mit großer Abneigung entgegen trat und auch teilweise die Re-

gierungen nicht zur Aufnahme von Menschen bereit waren, sollte die Asylgewährung 

gesetzlich verankert werden, damit Menschen in Not ein Recht auf Aufnahme haben. 

Das ist der Beginn des Artikels 16a Grundgesetz bzw. seines Vorläufers Artikel 16 Ab-

satz 2 Satz 2 Grundgesetz, auf den nun näher eingegangen werden soll. 

4 Artikel 16a Grundgesetz 

Dieser Artikel bzw. sein Vorgänger, ist das Resultat nach den Erlebnissen des Zweiten 

Weltkriegs. Da diese bereits näher erläutert wurden soll nun auf den Artikel 16a 

Grundgesetz eingegangen werden, um noch einmal verständlich zu machen, welchen 

Zweck er in Zukunft erfüllen sollte und welche Aussagen er trifft. 

4.1 Entstehung und Gründe des Artikels 16a Grundgesetz 

Bevor aber auf den Inhalt des Artikels eingegangen wird, soll zuerst der Entstehung 

Beachtung geschenkt werden. 

Bereits 1949 wurde in Artikel 16 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes verankert, dass 

politisch Verfolgte Asylrecht genießen.46 Grund dafür waren die bereits genannten 

schlimmen Erinnerungen an den Nationalsozialismus. In dieser Zeit stellte es für poli-

tisch und rassisch verfolgte Menschen ein erhebliches Problem dar, im Ausland Zu-

flucht zu finden.47 

Schon vor Ausbruch des Zweiten Weltkriegs befanden sich vor allem Juden auf der 

Flucht vor der Hetze der Nationalsozialisten. Die Aufnahme der Flüchtlinge bereitete 

vielen Staaten Probleme, weswegen die USA eine Konferenz einleitete. Treffpunkt war 

Evian am Genfer See. Vom 6. bis 14. Juli 1938 wurde über das weitere Vorgehen ver-

handelt. Allerdings war diese Konferenz ziemlich erfolglos: Großbritannien erklärte, 

dass die Gebiete des Commonwealth bereits überfüllt wären und aufgrund der Arbeits-

losigkeit eine Aufnahme weiterer Flüchtlinge unmöglich sei. Auch Frankreich war nicht 

gewillt, Menschen aufzunehmen. Die Niederlande erklärten sich zwar zur Aufnahme 
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bereit, allerdings nur unter der Voraussetzung, dass die bereits aufgenommenen 

Flüchtlinge wieder gehen. Australien war zwar von der Krise weit entfernt, verweigerte 

aber dennoch Hilfe, da es auf dem Kontinent keine Rassenprobleme gab und sich die 

Lage auch nicht verändern sollte. Canada begründete seine Ablehnung mit wirtschaftli-

chen Problemen und die Lateinamerikaner verwiesen auf ihre hohe Arbeitslosigkeit. 

Allein die Stadt Shanghai gab ihr Einverständnis für die Einreise von 18.000 deutschen 

und österreichischen Flüchtlingen.48 

Ein weiteres Beispiel für die Ablehnung von Asylsuchenden stellt die Odyssee der St. 

Louis im Frühling 1939 dar. An Bord befanden sich 937 Menschen, die verzweifelt zwi-

schen Kuba und Florida pendelten, weil kein Land bereit war, ihnen Asyl zu gewähren. 

Nur 29 Personen durften auf Havanna bleiben. Die anderen mussten notgedrungen 

nach Europa zurück segeln, wo sie in verschiedenen Ländern unterkamen. Doch ein 

Viertel der Passagiere fiel den Massenmorden an Juden zum Opfer. 

Kaum ein Land war also gewillt, den Menschen, die verfolgt wurden, zu helfen und 

ihnen Asyl zu gewähren. Aus diesem Grund wurde das Recht auf Asyl im Grundgesetz 

verankert, damit Menschen, die in ihrem Heimatland verfolgt werden, in Deutschland 

Schutz finden können. Der Gedanke des Schutzes vor Verfolgung geht auf den Schutz 

der Menschenwürde zurück, welcher im Artikel 1 Grundgesetz fest geschrieben wur-

de.49 

In Artikel 16 Absatz 2 Satz 2 Grundgesetz wurde erstmalig das Recht auf Asyl festge-

legt, in der Reichsverfassung von 1871 oder in der Weimarer Reichsverfassung sind 

keine Gedanken darüber zu finden. Nur einige einzelne Bundesländer wie beispiels-

weise Hessen oder Bayern gewährten in ihren Verfassungen von 1946 politischen 

Flüchtlingen Schutz.50 Das waren die Anfänge des Rechts auf Asyl, bevor es Bestand-

teil des Grundgesetzes wurde. 

Allerdings bestand diese Regelung im Grundgesetz unter Artikel 16 Absatz 2 Satz 2 

ohne weitere Einschränkungen. Das änderte sich jedoch durch die Gesetzesänderung 

am 28. Juni 1993 durch den sogenannten Asylkompromiss. Damit wurde der Artikel 16 

Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes durch den neu erschaffenen Artikel 16a Grundge-

setz ersetzt. Jedoch wurde das Recht auf Asyl für politisch Verfolgte diesmal durch die 

Absätze 2 bis 5 erheblich eingeschränkt.51 Gründe für die Beschränkungen waren zum 

einen, die Verhinderung von Missbräuchen des Artikels, also um Unberechtigten keine 
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Chance auf Asyl zu gewähren und zum anderen um die Asylverfahren voranzutrei-

ben.52  

Bereits im Herbst 1990 als der Bundestagswahlkampf in vollem Gange war und die 

Flüchtlingszahlen in Deutschland stiegen, wurden erstmals Stimmen laut, dass man 

nicht alle aufnehmen könne. Allerdings waren sich CDU und SPD uneinig. Während 

die CDU eine Grundrechtsänderung bezogen auf das Asylrecht begrüßte, waren die 

SPD gegen eine solche Reform.53 

Die anstehende Wahl ging zu Ungunsten der SPD aus. CDU/CSU verhandelten über 

eine Koalition mit der FPD. Die CDU wollte dennoch die SPD auf ihre Seite ziehen, um 

über eine Grundrechtsänderung nachzudenken. Doch die SPD hatte andere Pläne und 

wollte im Gegenzug dafür die Abschaffung des Artikels 116 Grundgesetz. Dieser Arti-

kel bestimmt, dass Menschen deutscher Herkunft in Polen oder Rumänien als Deut-

sche anerkannt werden und Deutschland damit eine Aufnahmepflicht dieser Menschen 

habe.54 

Immer mehr Menschen flüchteten aufgrund der Balkankrise nach Deutschland. Die 

Aufzeichnungen ergaben, dass 60% der Asylbewerber aus Osteuropa kamen. Schließ-

lich ertönte die Forderung nach einer Quotenregelung für Flüchtlinge, um die Asylver-

fahren weniger zu belasten. Allerdings sollte diese Quote nicht für politisch Verfolgte 

gemäß Artikel 16 Grundgesetz gelten. Während die CDU weiterhin an der Änderung 

des Grundrechts, zum Schutz vor einer Überforderung durch die Flüchtlinge, festhielt, 

erklärte die damalige Bundestagspräsidentin Rita Süssmuth im Juli 1991, dass sie sich 

für die Erhaltung des Artikels stark mache.55 

Doch die Lage spitzte sich weiter zu: Die Stimmen der Rechtsradikalen wurden lauter. 

Immer häufiger kam es zu Angriffen auf Ausländer; Asylbewerberheime brannten. Am 

17. Oktober 1991 wurde daher eine Konferenz in Bonn einberufen. Die Bundesländer 

konnten sich immerhin auf eine Beschleunigung der Asylverfahren einigen. Doch damit 

herrschte noch immer Unzufriedenheit. Viele beharrten auf einer Änderung des Grund-

gesetzes.56 

Schließlich erfolgte am 20. Februar 1992 die Einbringung des Gesetzesentwurfs über 

die Erneuerung bezüglich der Asylverfahren von CDU/CSU, FDP und sogar der SPD. 

Dennoch war eine Einigung über eine Grundgesetzänderung noch lange nicht in Sicht. 

Man drehte sich Kreis, fand keine neuen Argumente…. Im Herbst 1992 kam es erneut 
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zu Krawallen in Rostock. Diesmal war das Verhalten der Politiker aber anders. Wäh-

rend sie bei den Übergriffen in Hoyerswerda noch vor Ort waren, um ihre Anteilnahme 

auszudrücken, sahen sie die Flüchtlinge nun als eine Störung an. Die SPD forderte 

eine Krisenrunde. Sie machte den Vorschlag, dass zukünftige Asylverfahren gemäß 

der Genfer Flüchtlingskonvention zu entscheiden seien. Besonders die CSU hatte je-

doch ein Problem mit dieser Idee und ging damit um, als existiere dieser Kompromiss 

überhaupt nicht. Nun war die Situation eingetreten, dass die Ansichten von CDU, FDP 

und SPD näher beieinander lagen, als zwischen CDU/CSU.57 

In der Zwischenzeit wurde die Lage in Deutschland extremer: Immer häufiger kam es 

zu Gewaltausbrüchen von Rechtsradikalen und Neonazis. Auch KZ-Gedenkstätten und 

Mahnmale werden verunstaltet. Helmut Kohl erklärte die Änderung des Grundgesetzes 

für eine Notwendigkeit zur Sicherung des inneren Friedens. Auch die SPD sah sich 

gezwungen, nachzugeben. Im Jahr 1992 stellten 438.191 Menschen einen Asylantrag 

in Deutschland. Vier Jahre zuvor waren es noch 103.076 Menschen. Die Zahl der 

Flüchtlinge stieg also weiterhin an.58 

So wurde der Bonner Asylkompromiss im Dezember 1992 und damit Artikel 16a 

Grundgesetz ins Leben gerufen. Ziel war, dass das Asylrecht weiterhin bestehen sollte, 

allerdings sollte nur noch eine minimierte Anzahl von Flüchtlingen die Möglichkeit ha-

ben, über diesen Artikel Asyl in Deutschland zu erhalten. Man entwickelte die Ein-

schränkungen des Asylrechts über die Definition: wer beispielsweise auf dem Landweg 

in die Bundesrepublik kommt, ist kein politischer Verfolgter.59 

Die Gründe für eine solch gnadenlose Entscheidung sind folgende: am Wichtigsten war 

es den Parteien, endlich zu einem Ergebnis zu gelangen, auch wenn dabei Aspekte 

der Menschlichkeit vernachlässigt wurden. Zudem hatte die SPD sowieso schon wenig 

Möglichkeiten ihre Interessen durch zubringen und ließ sich weiter verdrängen. Noch 

dazu stellte diese Änderung einen schnellen Erfolg des Rückgangs von Asylbewerbern 

in Aussicht. Allerdings wurden so auch die Probleme auf Deutschlands Nachbarländer 

abgewälzt. Im Gegenzug dafür erhalten diese allerdings finanzielle Unterstützung. Die 

Lösung des Artikels 16a wird als Missbrauch des Asylrechts angesehen, da er nichts 

weiter ist, als eine Simulation zur Schutzgewährung.60 

Noch fehlte allerdings die Abstimmung im Bundestag über diesen Gesetzesentwurf. 

Diese erfolgte am 26. Mai 1993 und nahm mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit ein positives 

Ende für Artikel 16a Grundgesetz indem es am 1. Juli 1993 in Kraft trat. Der neue Arti-
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kel musste sich, wie zu erwarten, im Sommer 1993 der Prüfung des Bundesverfas-

sungsgerichts in Karlsruhe unterziehen. Dabei wurde klar, dass das Grundrecht wei-

terhin für das Bundesverfassungsgericht eine große Bedeutung hat und die Richter 

weiterhin Prüfungen im Einzelfall vornehmen werden. Darüber echauffierte sich beson-

ders die CSU. Sie kündigte an, sich für die Vernichtung dieses Grundrechts einzuset-

zen. Damit löste die CSU eine erneute Diskussion aus, was eigentlich durch den Asyl-

kompromiss vermieden werden sollte.61 

So entstand nach 3 Jahren Diskussion der Asylkompromiss. Im weiteren Verlauf soll 

näher auf seinen Inhalt eingegangen werden.  

4.2 Einzelheiten des Artikel 16a Grundgesetz- Chancen und Beschränkungen 

Um zu verstehen, welche Rechte, aber auch wie viele Beschränkungen dieser Artikel 

mit sich bringt, werden im folgenden Text die Absätze näher erläutert. Dies ist auch 

Grundlage dafür, um beurteilen zu können, welche Menschen nach diesem Artikel ein 

Recht auf Asyl haben und in welchen Fällen er gar nicht anwendbar ist. Zum Nachle-

sen befindet sich im Anhang 1 der vollständige Text des Artikels. 

4.2.1 Absatz 1 

Absatz 1 des Artikels 16a Grundgesetz besagt, dass politisch Verfolgten Asyl gewährt 

wird. Als Voraussetzung muss also eine Verfolgung aufgrund asylerheblicher Merkma-

le desjenigen vorliegen, der um Asyl bittet. Berechtigte dieses Grundrechts können alle 

natürlichen Personen sein. Bedingung ist aber, dass der Betroffene deutschen Boden 

erreicht hat. Juristische Personen scheiden damit als Grundrechtsträger aus.62 

Unter der Verfolgung wird eine erhebliche Verletzung der Menschenrechte verstanden. 

Dazu zählen beispielsweise die Verletzung der Freiheitsreche aber auch die der religi-

ösen Freiheit sowie Beeinträchtigungen von Leib und Leben. Natürlich muss die Beein-

trächtigung von einer solchen Stärke sein, dass sie über das im Heimatland zumutbare 

hinausgeht.63 

Fraglich ist, wer als Verfolger zählt, damit es in den Schutzbereich des Artikels 16a 

Grundgesetz fällt. Als Akteur kommt hier der Staat, aus dem der Asylsuchende geflo-

hen ist, in Betracht. Es gibt auch Fälle, in denen ein Drittstaat der Verfolger sein kann 

und der Flüchtling von seinem eigenen Herkunftsland nicht den benötigten Schutz er-

hält. Als Verfolgung wird auch die Umsetzung durch einen Privaten anerkannt, wenn 

die Handlungen dem Staat zuzuordnen sind. Das kommt in solchen Fällen in Betracht, 
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in denen der Staat Private beauftragt und ihnen dabei behilflich ist oder keine Konse-

quenzen gegenüber dem Privaten für dieses strafrechtliche Verhalten zieht, weil er 

nicht in der Lage ist, dem Betroffenen Schutz zu geben.64  

Eine weitere Voraussetzung ist das Vorhandensein der asylpolitischen Merkmale. Die-

se liegen vor, wenn der Betroffene aufgrund seiner politischen Ansichten, seiner religi-

ösen Überzeugungen oder wegen seiner für ihn unverfügbaren Merkmale, die seine 

Andersartigkeit bestimmen, verfolgt wird. Dazu gehören neben seiner Nationalität und 

Religion auch politische Aktivitäten. Zu seinen persönlichen Merkmalen gehört unter 

anderem auch das Geschlecht bzw. Homosexualität.65 

Politische Verfolgung liegt also nicht vor, wenn jemand in seinem Heimatstaat Hunger 

leidet oder sich eine Naturkatastrophe ereignet hat. Auch die allgemeinen Zustände 

von Revolutionen oder allgemeinen Unruhen geben keinen Anspruch dafür, dass den-

jenigen gemäß Artikel 16a Grundgesetz Asyl gewährt wird. Selbst die Todesstrafe oder 

bevorstehende Folter sind nur dann relevant, wenn sie aufgrund der asylrelevanten 

Merkmale zur Anwendung kommen. Ebenfalls kommen strafrechtliche Maßnahmen nur 

dann in Betracht, wenn sie aufgrund der asylrelevanten Merkmale durchgeführt wer-

den. Das ist beispielsweise dann der Fall, wenn der Betroffene etwas aus seiner politi-

schen Anschauung getan hat. Allerdings gehören Straftaten wie terroristische Hand-

lungen nicht in den Geltungsbereich des Artikels 16a Grundgesetz.66 

Als weitere Voraussetzungen, die eine politische Verfolgung begründen, muss es den 

Antragsteller selbst treffen. Das bedeutet, er kann nicht aufgrund einer anderen politi-

schen Verfolgung innerhalb der Familie ebenfalls für sich Asyl verlangen. Möglich ist 

dies nur, wenn sie aufgrund der Verfolgung eines Familienmitglieds über die gewöhnli-

che Reichweite hinaus hinzugezogen werden. 

Außerdem muss sich der Grundrechtsträger in einer aussichtslosen Situation befinden. 

Dies ist nicht der Fall, wenn er innerhalb seines Heimatlandes eine Fluchtalternative 

findet. Diese Fluchtalternative kommt nicht in Betracht, wenn der Betroffene Unzumut-

barkeiten ausgesetzt ist. Dazu ist ein Nachweis erforderlich.67 

Zwingende Voraussetzung ist außerdem immer der kausale Zusammenhang zwischen 

Verfolgung und Flucht. Es gibt auch Fälle, in denen Artikel 16a Grundgesetz dennoch 

anwendbar ist und der Betroffene seine Heimat ohne Verfolgung verlassen hat, ihm 

aber bei der Einreise politische Verfolgung droht. Eine solche Situation liegt bei Nach-

fluchttatbeständen vor, für die die Person nicht selbst verantwortlich ist. Das gesetzes-
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widrige Verlassen des Herkunftstaates oder der verbotene Aufenthalt im Ausland stel-

len keine ausreichenden Nachfluchttatbestände dar.68 

Asyl erhält aber nicht nur jemand, der politische Verfolgung erfahren hat, sondern auch 

derjenige, bei dem Anhaltspunkte vorliegen, die darauf hin deuten, das sie bald bevor-

steht. Der Betroffene hat allerdings eine Darlegungslast. Er muss also Informationen 

liefern, damit die zuständigen Stellen Ermittlungsansätze haben. 

Erhält jemand gemäß Artikel 16a Grundgesetz Asyl so gilt dieses nur so lange, wie die 

Voraussetzungen auch erfüllt sind. Sind die Voraussetzungen nicht mehr gegeben, so 

ist dem Betroffenen zuzumuten, dass er wieder zurück in sein Heimatland reisen 

kann.69  

4.2.2 Absatz 2 

Dieser Absatz bringt eine große Beschränkung mit sich. Durch ihn wird verhindert, 

dass Betroffene, deren Einreise über einen sicheren (europäischen) Drittstaat erfolgte, 

über Artikel 16a Grundgesetz Asyl in Deutschland erhalten. Begründet wird diese Re-

gelung damit, dass in diesen Drittstaaten bereits ein angemessener Schutz vor der 

Verfolgung existiert. Somit kann der Verfolgte seinen Asylantrag auch in einem Dritt-

staat stellen und muss nicht erst nach Deutschland einreisen.70 

Es spielt dabei keine Rolle, ob der Verfolgte über den Landweg, per Flugzeug oder mit 

dem Schiff über einen sicheren Drittstaat nach Deutschland gekommen ist. Allerdings 

gilt dies nicht, wenn per Schiff oder Flugzeug eine kurze Reiseunterbrechung in einem 

sicheren Drittstaat erfolgte und der Betroffene nicht aus dem Transitbereich gekommen 

ist.71 

Fraglich ist, welche Länder nach diesem Gesetz als sichere Drittstaaten eingestuft 

werden. Dazu zählen zunächst alle Staaten, die Mitglied der Europäischen Union sind 

und die, die es in Zukunft noch werden. Von der Anwendung, inklusive der Vollstre-

ckung aufenthaltsbeendender Handlungen, soll aufgrund der Richtlinie 2013/32/EU 

„[...] zu gemeinsamen Verfahren für die Zuerkennung und Aberkennung des internatio-

nalen Schutzes[...]“72abgesehen werden, wenn der Betroffene aus einem Mitgliedsstaat 

der EU gekommen ist.73 

Gemäß Absatz 2 Satz 2 können auch andere Länder als sichere Drittstaaten gelten, 

wenn sie die Genfer Flüchtlingskonvention sowie die Europäische Menschenrechts-

konvention anwenden. Dazu gehören Norwegen und die Schweiz. Diese Regelung 
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findet sich in § 26a Absatz 2 AsylG i.V.m. Anlage I. Hauptsache ist, dass der Betroffe-

ne nicht in einem Land unterkommt, in welchem er der Gefahr ausgesetzt ist, doch 

wieder in den Verfolgerstaat zurück geschickt zu werden.74 

4.2.3 Absatz 3 

Hier können durch Gesetz weitere sichere Staaten bestimmt werden. Dafür werden die 

Rechtslage, Rechtsanwendung und die politischen Gegebenheiten dieses Landes ge-

nauer betrachtet, um sicher einschätzen zu können, dass in diesem Staat keine Verfol-

gung oder gar unmenschliche Strafen herrschen. Laut § 29 a Absatz 2 AsylG i.V.m. 

Anlage II gehören Ghana, Montenegro und mittlerweile auch Kosovo oder Serbien da-

zu. Gemäß Satz 2 wird davon ausgegangen, dass ein Betroffener aus einem solchen 

Land sicher ist, wenn er keine Sachverhalte vorträgt, die eine andere Annahme be-

gründen.75 

4.2.4 Absatz 4 

Der Absatz regelt die Vollziehung aufenthaltsbeendender Maßnahmen. Diese sollen 

nur in Fällen von Absatz 3 oder anderen Sachverhalten ausgesetzt werden, wenn 

ernsthaft an der Glaubwürdigkeit der Sachlage zu zweifeln ist. Der zweite Halbsatz 

erlaubt zudem Einschränkungen bei der Prüfung hinsichtlich ihres Umfanges und ge-

nehmigt die Nichtbeachtung zu spät angebrachter Tatsachen.76 

4.2.5 Absatz 5 

Der letzte Absatz stellt sicher, dass die Einschränkungen des Artikels 16a Grundgesetz 

nicht mit anderem Verfassungsrecht aneinander gerät. Der Betroffene kann allerdings 

von diesem Verfahren ausgeschlossen werden, wenn er aufgrund eines schweren 

Verbrechens zu einer Freiheitsstrafe verurteilt wurde und für Deutschland eine erhebli-

che Gefahr verkörpert.77 

Außerdem dient Absatz 5 dazu, die Zuständigkeiten durch völkerrechtliche Verträge zu 

vereinfachen. Dazu muss eben ein solcher Vertrag vorliegen und die Regelungen aus 

der Genfer Flüchtlingskonvention sowie der Europäischen Menschenrechtskonvention 

eingehalten werden. Neben Deutschland muss mindestens ein weiterer EU-

Mitgliedstaat an einem solchen Vertrag beteiligt sein. Da dies aber mittlerweile Be-

standteil des EU-Rechts ist, hat Absatz 5 seine Bedeutung größtenteils verloren. Nur in 
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Ausnahmefällen wie Irland und Großbritannien kommt er zum Tragen, da in diesen 

Ländern das EU-Asylrecht nicht angewendet wird. 78 

Zusammenfassend kann man also sagen, dass der Beschluss des Artikels 16a Grund-

gesetz erhebliche Beschränkungen mit sich gebracht hat, die es Flüchtenden deutlich 

erschweren, nach diesem Artikel Asyl zu erhalten. Als nächstes sollen nun die Ereig-

nisse der Balkankrise näher betrachtet werden, weil diese Menschen als erstes von 

den Einschränkungen des Artikels 16a Grundgesetz betroffen waren, da er genau in 

der Zeit der Balkankriege und damit in Mitten der Flüchtlingswelle in Kraft trat. 

5 Die Balkankriege 

Die Balkankonflikte bestehen aus mehreren Kriegen, die zu unterschiedlichen Zeiten 

ausbrachen. Sie werden auch Jugoslawienkriege genannt. Noch heute gibt es Span-

nungen in diesen Gebieten. Die Konflikte setzen sich zusammen aus dem Kroatien-

krieg, dem Krieg in Bosnien-Herzegowina sowie dem Kosovo-Konflikt. Darauf folgte 

eine Krise in Albanien. Aufgrund ihrer Komplexität ist es auch hier nicht möglich, alle 

relevanten Ereignisse zu erwähnen. Die Konflikte wurzeln tief in der Geschichte Jugo-

slawiens weshalb es unmöglich ist, auf alles einzugehen. 

5.1 Ursachen 

Es begann im April 1990 mit dem Sieg der Kroatisch-Demokratischen Gemeinschaft 

und dem neuen Präsidenten Tudjman. In Kroatien gab es etwa 600.000 Serben, die 

friedlich mit den Kroaten zusammenlebten. In den abgeschiedenen Gebieten in Ost-

Slawonien, Krajina und Bezirke um Split und Zadar wurde die Regierung allerdings 

anders ausgetragen. Hier wurde die Abneigung gegen die Serben vermittelt. Dies sollte 

bald zum Streit zwischen Knin (Hauptstadt der Serbischen Krajina in Kroatien) und 

Zagreb führen.79 

Die Serben glaubten daran, dass Tudjman mit seiner Partei HDZ die Errichtung einer 

faschistischen Infrastruktur anstrebte. Sie befürchteten den Aufstieg des kroatischen 

Nationalismus. Tudjman verfolgte den Gedanken, eines eigenen Staates innerhalb 

Jugoslawiens. Er ließ daraufhin das rot-weiß gewürfelte Schild, welches als Kern der 

kroatischen Wappenkunde galt, überall anbringen. Die Serben interpretierten dieses 

Verhalten als ihre Unterdrückung und sahen sich nun als eine Minderheit Kroatiens, 

obwohl sie innerhalb Jugoslawiens als eine Mehrheit galten. Sie empfanden es als eine 

Provokation.80 
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Die serbische Regierung unter Milosevic ordnete Demonstrationen an, mit dem Ziel, 

die Nicht-Serben in Jugoslawien zu verängstigen und Macht zu demonstrieren. Vor 

allem junge Menschen wurden an der Teilnahme dieser Demonstrationen bezahlt, zum 

Teil wurde bei Unternehmen auch Gewalt angewendet, die ihr Engagement verweiger-

ten. Ein Meilenstein dieser Aktionen sollte der 600. Jahrestag der Schlacht von Kosovo 

am 28. Juni 1989 sein. Dort hielt Milosevic eine Rede, die eher in eine Warnung war, 

denn er demonstrierte zum einen, wie schnell er sein Volk aktivieren kann und das er 

gewaltsame Ausschreitungen nicht ausschloss.81 

1990 sowie 1991 fanden Versammlungen zwischen den sechs Präsidenten der jugo-

slawischen Staaten statt. Thema war der Zerfall Jugoslawiens. Milosevic hielt am Bun-

desstaat Jugoslawien fest und war nicht bereit, seine Zustimmung zur Souveränität der 

einzelnen Länder zu geben.82 

Dennoch strebten vor allem Slowenien und Kroatien die Unabhängigkeit an. Die slo-

wenische Unabhängigkeitserklärung war für den 26. Juni 1991 angesetzt worden. 

Doch Kroatien kam ihnen einen Tag zuvor und verkündete einen Tag zu vor die Souve-

ränität worauf Slowenien es ihnen noch am selben Tag gleich tat. Als Antwort darauf 

griff die größte paramilitärische Streitmacht die kroatische Polizeiwache von Glina an.83 

Natürlich lösten die Unabhängigkeitserklärungen Diskussionen in Europa aus. Schließ-

lich gab Deutschland am 15. Januar 1992 seine Anerkennung der beiden souveränen 

Staaten bekannt. Dies war das Ende Bosniens, denn diese Entscheidung war ein wei-

terer Auslöser für die gewaltsamen Ausschreitungen. Denn damit verlor Bosnien sei-

nen verfassungsmäßigen Schutz, den es durch Slowenien und Kroatien innehatte.84 

Somit trug Deutschland indirekt zur Verhärtung und Ausweitung der Unruhen im Bal-

kan bei. 

5.2 Ausschreitungen in Slowenien, Kroatien, Serbien sowie in Bosnien-
Herzegowina 

Den ersten Krieg führte Slowenien, der allerdings bereits zehn Tage später im Juli 

1991 sein Ende fand. Die jugoslawische Armee bewegte sich auf die Grenzen Slowe-

niens zu, um diese als jugoslawische Grenzen zu schützen und damit die Unabhängig-

keit zu verhindern. Nach anfänglichen Erfolgen stießen sie auf einen gut vorbereiteten 

und erbitterten Widerstand der Einheiten der Territorialverteidigung. Danach zog die 

JNA wieder ab. Insgesamt wurden in diesen Tagen kaum Verluste registriert.85 
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Bereits während des Zehn-Tage-Krieges in Slowenien begannen in Kroatien Gewalt-

ausbrüche zwischen der JNA und den serbischen Freischärlern aber auch zwischen 

der kroatischen Polizei und der Nationalgarde. Besonders davon betroffen waren die 

Gebiete zwischen Lika und dem dalmatinischen Hinterland sowie der Region Banija 

und Ostslawonien.86 

Nach nur einem Monat der Kriegsführung war die Verteidigung ihrer Grenzen zur 

Hauptaufgabe der Kroaten geworden. Dennoch erwiesen sie sich als äußert tapfere 

und widerstandsfähige Krieger. 

Während Deutschland die Anerkennung der Souveränität von Slowenien und Kroatien 

bekannt gab, vereinbarte der UNO-Sonderbeauftragte Cyrus Vance ein Waffenstill-

standsabkommen. In diesem wurde sich auch auf die Entsendung von UNO-

Friedenstruppen nach Kroatien geeinigt. Dies löste zwar nicht den Konflikt, aber führte 

erst einmal dazu, dass die Waffen für einige Zeit schwiegen.87 

Dennoch gab es genug Leid unter der Zivilbevölkerung: bereits vor Beginn des Krieges 

gab es Gewalttaten gegen die sogenannten loyalen Serben. Dazu gehörten die, die 

sich nicht der JNA oder den krajinischen Serben anschlossen. Zehntausende von 

ihnen mussten ihre Städte aufgrund von Ausweisungen oder aus Angst verlassen. 

Doch nicht nur auf Seiten der Serben gab es tausende Vertriebene. Auch die Kroaten 

lebten in ständiger Angst, vor allem vor der JNA. So trug es sich zu, dass im Oktober in 

Nordkordun viele Kroaten ihr Leben verloren und erst Tage später vom Kroatischen 

Roten Kreuz weggebracht werden durften.88 

Die Serben sowie die jugoslawische Regierung fassten außerdem den Entschluss, das 

kleine Montenegro in ihrem Konflikt zu beteiligen. Dazu musste wenig Überzeugungs-

arbeit geleistet werden, da ein Großteil der Bevölkerung durch das Konzept sprstvo 

eine große Verbundenheit zu Serbien empfand. Dennoch musste die Regierung von 

Montenegro Ablehnung gegen den Krieg in der Bevölkerung erfahren. Selbst die Ser-

ben fühlten sich nicht verpflichtet an den Auseinandersetzungen teilzunehmen. Viele 

Männer versuchten der Einziehung in den Krieg zu entkommen.89 

Wie es bereits befürchtet wurde, verlagerte sich der Krieg nach der Anerkennung der 

Unabhängigkeit von Slowenien und Kroatien nach Bosnien und Herzegowina. Schon 

vor Beginn der Ausschreitungen trafen Milosevic und Tudjman eine Einigung, Bosnien 

unter sich aufzuteilen. Präsident Izetbegovic strebte währenddessen ebenfalls die 
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Souveränität nach Kroatien und Slowenien an. Der 1. März 1992, dem Tag des Refe-

rendums, wurde damit zum Beginn des Krieges in Bosnien.90 

Allerdings traf Izetbegovic einige Fehlentscheidungen. So akzeptierte er den Vorschlag 

über die Dreiteilung Bosniens, von denen 65% die Serben und 35% die Kroaten erhal-

ten sollten. Damit erhielten jedoch die Moslems nichts von den Gebieten, wie es ur-

sprünglich vorgesehen war. Er unterschrieb aber ein Jahr später, am 24. März 1993, 

den Vance-Owen-Plan, der die Vereinbarung enthielt, dass die Moslems etwa densel-

ben Anteil an den Gebieten Bosniens bekamen wie Serbien und Kroatien. Wahrschein-

lich wäre der Krieg nie ausgebrochen, wenn Izetbegovic diesen Plan bereits ein Jahr 

zuvor unterzeichnet hätte.91 

Die ersten Kämpfe zwischen Kroaten und Serben tobten im März 1992 in Neretva und 

der Stadt Bosanski Brod, die von den Kroaten dominiert wurde. Hilfe erhielten die kroa-

tischen Streitkräfte von den moslemischen Paramilitäreinheiten. Die Auseinanderset-

zungen versetzten viele Menschen in Schrecken und zwangen sie zur Flucht. Insge-

samt gab es eine halbe Million Flüchtlinge, die der Wirtschaft in Serbien sowie Kroatien 

Probleme bereiteten.92 

Insgesamt gab es drei Kriegsausbrüche in Bosnien. Das Ziel im zweiten war Eroberung 

von Gebieten zwischen Serbien und den Moslems. Der letzte Ausbruch war am 4. und 

5. April 1992, kurz vor der Anerkennung der Souveränität Bosnien-Herzegowinas. 

Kriegsteilnehmer waren in diesem Fall die serbischen Freischäler gemeinsam mit der 

JNA. Ziel waren große Städte, wie Sarajewo, mit ihren gebildeten Einwohnern 93 

Das Ausmaß des Krieges zeigte sich vor allem in der Bevölkerung: es gab über 

100.000 Tote und etwa 2,1 Millionen Bosnier wurden vertrieben. Damit war etwa die 

Hälfte der Bevölkerung Bosniens betroffen. Viele Dörfer aber auch größere Städte 

wurden komplett zerstört. Eine zweite Flüchtlingswelle bahnte sich an, als die Stadt 

Zvornik Opfer der Kämpfe wurde. Vor allem Moslems mussten die Flucht nach Serbien 

antreten, wo sie allerdings nur ungern in Empfang genommen wurden.94 

Eine der grausamsten Szenen ereignete sich im Dorf Kozarac, in welchem Moslems 

lebten. Obwohl die Moslems keinen Widerstand leisteten, wurde das Dorf vernichtet 

und hunderte Menschen von der serbischen Armee umgebracht. Sie wollten Rache für 

das, was ihrer Bevölkerung im Zweiten Weltkrieg angetan wurde. Die Auseinanderset-

                                                
90

 vgl. Glenny, M., Jugoslawien, Der Krieg, der nach Europa kam,1993, S. 220, S. 227f., S. 249 
91

 vgl. ebenda, S. 253 
92

 vgl. ebenda, S. 254 
93

 vgl. ebenda, S. 259 
94

 vgl. ebenda, S. 275, S. 280 



28 
 

zungen im Balkan hatten also nicht nur aktuelle Ursachen, sondern ihre Wurzeln tief in 

der Vergangenheit. Die Moslems wurden ihren Häusern enteignet und vertrieben.95 

Das rücksichtslose Vorgehen der Serben gegenüber den Zivilisten sollte nicht ohne 

Folgen bleiben. Die Vereinten Nationen reagierten am 1. Juni 1992 mit Sanktionen. 

Diese wirkten allerdings an den falschen Stellen, denn vor allem die Wirtschaft litt sehr 

unter den Sanktionen unter anderem auch in Ungarn, Rumänien und Bulgarien. Noch 

dazu hatten sie positive politische Wirkungen für Milosevic und keinerlei Effekte auf die 

kriegerischen Handlungen bosnischen Serben.96 

Der Konflikt in Bosnien-Herzegowina hatte große Aufmerksamkeit auf sich gezogen. 

Nicht nur Europa, auch die USA widmeten sich dem Thema. Es sollte endlich eine Lö-

sung gefunden werden. Allerdings hatten die USA und die europäischen Länder unter-

schiedliche Ansichten bezüglich des Krieges. Als Lösung wurde die Genfer Konferenz 

eingerichtet, die innerhalb von nur drei Monaten einen Verfassungsentwurf sowie einen 

Friedensplan entwickelten. In diesem war die Idee, Bosnien-Herzegowina in zehn Pro-

vinzen zu unterteilen sowie zu entmilitarisieren. Außerdem wurden Strafen für Serbien 

festgelegt. Sie sollten 60% ihrer eroberten Gebiete abtreten. Noch dazu verhinderte 

dieser Plan das Hauptziel der Serben, nämlich die Errichtung eines souveränen Staa-

tes auswärts von Bosnien-Herzegowina.97 

Während Bosnien den Friedensplan akzeptieren wollte, nahmen Milosevic und Tu-

djman im April und Mai 1993 Gespräche auf. Milosevic unterbreitete Tudjman ein An-

gebot. Die Kroaten sollten in Krajina ihre Autonomie zurück erhalten, dafür behielten 

die Serben allerdings eine ausgeweitete politische Unabhängigkeit. Damit schien ein 

Ende des Krieges in Sicht, bis zur Bekanntgabe der Washington-Deklaration. Diese 

enthielt die Bestimmung über die Einrichtung von sechs Sicherheitszonen um die bela-

gerten Städte wie Sarajewo, Tuzla und Zepa. Damit war der Friedensplan der Genfer 

Konferenz umsonst gewesen. Auch die drei Beteiligten im Krieg erkannten, dass die 

internationale Gemeinschaft nicht weiter vorhatte, ihnen politische Vorschläge zur Lö-

sung des Konflikts zu unterbreiten. Ergebnis waren erbitterte Schlachten zwischen den 

Kroaten und den Moslems. Damit war der Hauch von Hoffnung auf ein Ende des Krie-

ges zerstört.98 

Im Frühjahr 1994 musste Kroatien schwere Verluste verzeichnen. Damit geriet Tu-

djman unter Druck, seine Pläne aufzugeben, denn auch die Meinungen in Kroatien 

tendierten zum Frieden mit den Bosniaken, was den Druck auf die Regierung erhöhte, 
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zu einem Ende der Auseinandersetzungen zu kommen. Hinzu kam die Ansage der UN, 

Sanktionen wegen militärischer Einschaltung in ein unabhängiges Land, zu verhängen. 

Die USA hingegen schlug ein kroatisch-bosniakisches Bündnis vor. Diese Vorlage fand 

Zustimmung und so erfolgte die Unterzeichnung des Föderationsabkommens am 1. 

März 1994.99 

Doch der Frieden war nur von kurzer Dauer, denn im Juli begannen die wohl heftigsten 

Kämpfe. Die Serben starteten eine Großoffensive, in der sie Teile Ostbosniens erobern 

wollten. Nach der Einnahme der Stadt Srebrenica verübten sie einen Massenmord an 

8000 wehrfähigen bosniakischen Männern. Die UN forderte unverzüglich das Kriegs-

ende, womit sie bei den Serben allerdings keinen Anklang fanden. Auch Kroatien wur-

de durch die Aktion ermutigt und begann mit einem Angriff auf die Serbische Krajina. 

Innerhalb kürzester Zeit gelang ihnen deren Eroberung und damit die Zerstörung des 

Traumes eines Großserbiens. Der Angriff löste jedoch auch die Flucht von mehr als 

100.000 Serben aus.100 

Im November 1995 nahmen die drei Präsidenten Milosevic, Tudjman und Izetbegovic 

die Friedensverhandlungen auf. Nach langen Beratungen unterschrieben sie das Day-

toner Friedensabkommen. Das war das langersehnte Ende des Krieges in Bosnien und 

Herzegowina.101 

5.3 Ausschreitungen im Kosovo 

Der Krieg in Bosnien sollte allerdings nicht der letzte Konflikt in Jugoslawien gewesen 

sein. Ein weiterer Krisenherd war das Kosovo. Dort lebten nur etwa 10% Serben, dafür 

aber 82% Albaner. Ziel der Albaner war die staatliche Souveränität. Im Gegensatz da-

zu hatte die jugoslawische Politik die Absicht, Kosovo als serbische Provinz im jugo-

slawischen Territorium einzugliedern. Die Repressionspolitik gegen die Kosovo-

Albaner führte anfangs zu Auflehnungen, die sich allerdings ohne Gewalt vollzogen. 

Dies änderte sich jedoch 1996/1997 als die Widerstände gegen staatliche Einrichtun-

gen und gegen die Polizei mit Waffen ausgetragen wurden. Im November 1997 gab es 

bei einer Schießerei mit der serbischen Polizei vier Tote sowie Verletzte. Bei der Bei-

setzung eines der Toten kamen drei Bewaffnete der Kosovo-Befreiungsarmee (UCK) 

und erklärten den Krieg gegen die serbische Macht. Diese Zwischenfälle untermauern 

den Beginn des Krieges im Kosovo.102 

Mitte Juni 1998 hatte die UCK die Herrschaft über große Gebiete, die etwa 30-40% des 

Kosovo ausmachten. Im September machte die NATO der Führung in Belgrad Druck 
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und drohte mit militärischen Einsätzen. Obwohl sich Situation im Kosovo zu beruhigen 

schien, ließ die NATO nicht locker und gab am 13. Oktober 1998 den Befehl für Luft-

angriffe gegen die Bundesrepublik Jugoslawien. Eine Einigung zwischen Holbrooke 

(amerikanischer Diplomat) und Milosevic über die internationale Kontrolle im Kosovo, 

erfolgte noch am selben Tag. Am 15. Oktober vereinbarte man mit der NATO eine 

Luftbeobachtung und zeigte Bereitschaft zur Umsetzung der Holbrooke-Milosevic-

Vereinbarung.103 

Doch der scheinbare Frieden war nicht von Dauer. Am 14. Dezember verschärften sich 

die Fronten erneut. Soldaten der UCK gerieten in die Falle der Armee, bei der 36 Alba-

ner zu tote kamen. Damit wurde das Feuer neu entflammt. Die UCK hatte sich mittler-

weile zu einer starken Organisation entwickelt. Ihr Ziel war der Eingriff der NATO durch 

Luftangriffe, um den Krieg für sich zu entscheiden, Die Provokationen der Serben soll-

ten zum Angriff der NATO führen.104 

Da Verhandlungen zu nichts führten, entwickelte Christopher Hill, ein guter Bekannter 

Holbrookes, noch vor der erneuten Eskalation im Dezember 1998 Entwürfe für eine 

mögliche Lösung. Doch alle drei Vorschläge trafen nur auf Ablehnung. Ein letzter Ver-

such wurde am 27. Januar 1999 gestartet, indem Hill einen letzten Entwurf präsentier-

te, der wesentlich ausführlicher war. Dieser wurde auch in die Rambouillet-

Verhandlungen einbezogen. Diese begannen am 6. Februar 1999 und endeten am 23. 

Februar. Sie scheiterten allerdings ebenfalls, unter anderem auch daran, weil Belgrad 

einer NATO-Implementierungstruppe nicht zustimmte.105 

Im März waren die Vorbereitungen für die Operationen abgeschlossen und am 24. 

März 1999 begannen Luftangriffe der NATO gegen die BRJ. Auch Deutschland hatte 

sich im Oktober 1998 für die Teilnahme an dieser Aktion entschieden und dies mit der 

Verhinderung einer humanitären Katastrophe begründet.106 

Kurz danach wurde ein geheimer Plan der serbisch-jugoslawischen Führung veröffent-

licht, der eine ethnische Säuberung von Albanern im Kosovo vorsah. Dieser trug den 

Namen „Hufeisenplan“. Mit dem Beginn der NATO-Luftangriffe konnte Milosevic seinen 

Plan umsetzen und gleichzeitig eine Verbindung zwischen der Flucht und Vertreibung 

sowie den Angriffen der NATO schaffen. Tatsächlich wurde in einem Bericht dokumen-

tiert, dass die großen Fluchtwellen erst nach den NATO-Einsätzen begannen. Damit 
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sah es so aus, als ob die NATO und damit der internationale Raum allein Schuld an 

den Fluchtbewegungen war.107 

Die NATO beendete den Krieg im Kosovo im Juni 1999. Allerdings fehlt bis heute ein 

Friedensvertrag. Es existiert lediglich eine UN-Resolution 1244, die die Verwaltungs-

hoheit des Kosovo auf die UN-Mission (UNMIK) übertragen hat. Dennoch kam es 2004 

wieder zu Ausschreitungen und auch die Unabhängigkeitserklärung vom 17. Februar 

2008 sorgt immer wieder für Diskussionen. Fakt ist jedoch, seit den Kriegen in den 

90ern existiert Jugoslawien praktisch nicht mehr.108 

5.4 Das Schicksal der Menschen im Balkan 

Vor allem der Krieg in Bosnien und Herzegowina war der schlimmste in Europa seit 

1945. Wie viele Menschen ihm zum Opfer fielen lässt sich schwer beziffern, es wird 

jedoch von einer Spanne zwischen 120.000 und 260.000 Toten ausgegangen. Zwei 

Drittel der Einwohner wurden vertrieben. Hinzu kamen schwere Verletzungen der Men-

schenrechte: Mord, Folter, Hunger und Vergewaltigungen wurden Alltag der Leute. 

Auch heute noch sind die Auswirkungen sichtbar: mehr als eine Million Menschen le-

ben auch jetzt nicht wieder an ihrem Heimatort, eine halbe Million ist über insgesamt 

60 Länder in der Welt verteilt.109 

Bereits kurz nach Kriegsausbruch in Kroatien flohen über 200.000 Menschen aus den 

Krisengebieten, da die serbische Armee sehr gewaltsam gegen Nichtserben vorging. 

Viele der Flüchtigen suchten zunächst innerhalb des Landes Schutz. Doch zahlreiche 

Menschen machten sich auf den Weg in andere europäische Länder, um dem Krieg zu 

entkommen. Bereits zum Ende 1991 waren in Österreich 11.000 Kroaten registriert. 

Auch Deutschland wurde ein wichtiger Zufluchtsort. Während des gesamten Konflikts 

nahm Deutschland etwa 350.000 Flüchtlinge auf. Auch die Schweiz, Niederlande und 

Dänemark wurden Aufnahmeländer. Da einige der Geflohenen Verwandte und Freun-

de in diesen Ländern hatten, die als Gastarbeiter tätig waren, kamen sie erst einmal 

dort unter.110 

Allerdings erging es der Wirtschaft in den Aufnahmeländern um 1992 nicht sonderlich 

gut, da sie in der Rezessionsphase waren. Eine vermehrte Arbeitslosigkeit war die Fol-

ge. Trotz allem erhielten die Flüchtlinge Asyl und das sogar ohne Einzelfallprüfung. 

Jedoch hatten die europäischen Länder nicht die Absicht, die Schutzsuchenden dauer-

haft bei sich unterzubringen. Nach Ende der Kriege und damit mit Entfallen des 
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Asylgrunds, sollten die Aufgenommenen zurück in ihre Heimat kehren. Um den An-

stoß, nach Deutschland zu gehen zu verringern, wurden 1993 die Sozialleistungen 

zum Großteil in Sachleistungen geändert.111 In diesem Jahr trat auch die Grundgesetz-

änderung und damit Artikel 16a Grundgesetz in Kraft, der das Recht auf Asyl in 

Deutschland erheblich erschwerte. 

Vor allem Deutschland setzte die Rückkehr nach dem Daytoner Friedensabkommen 

1995 unbeharrlich fort, sodass die meisten Flüchtlinge in ihre Heimat zurückkehren 

mussten. In Schweden und Österreich dagegen hatte eine Vielzahl der Asylanten eine 

Arbeit gefunden und wurden auch weiterhin gebraucht, weswegen sie eine dauerhafte 

Aufenthaltsgenehmigung bekamen. Der Preis dafür war aber die Ausführung von Ar-

beiten, für die sie eigentlich überqualifiziert waren.112  

Dennoch nahmen die Fluchtbewegungen auch nach dem Friedensabkommen kein 

Ende, denn nach dem militärischen Zusammenbruch begann die kroatische Armee 

gegen die serbische Bevölkerung vorzugehen, steckte Häuser in Brand und ging auch 

auf die Menschen los. Daraufhin verließen 180.000 Serben die Krajina. Auch in Bosni-

en ereignete sich ähnliches, nachdem die unter serbischer Herrschaft stehenden Vo-

rorte von Sarajewo sowie andere Landkreise unter Kontrolle der Zentralregierung ge-

stellt wurden. Die etwa 50.000 bosnischen Serben verblieben allerdings im Balkan und 

wanderten in Gebiete, die unter serbischer Führung standen.113 

Den serbischen Flüchtlingen erging es daher etwas besser, da sie wegen der engen 

Verknüpfung zwischen Flucht und Aufnahme ihr Hab und Gut nicht zurück lassen und 

damit nicht völlig mittellos in einem neuen Gebiet Fuß fassen mussten. Einzig ihr Ar-

beitsplatz sowie der soziale Status gingen verloren. Durch die Unterbringung in Teilen 

Restjugoslawiens und der Republika Srpska blieb auch die EU von den Serben be-

freit.114  

Als dann der Krieg im Kosovo ausbrach, begann die nächste Flüchtlingswelle. Im ers-

ten Abschnitt des Konflikts waren 300.000 Zivilisten auf der Flucht. Allerdings suchte 

der Großteil Schutz innerhalb des Balkans. Nur 30.000 Menschen flohen ins Ausland. 

Nach der erfolglosen Sanktionsverhängung gegen Restjugoslawien, begann die NATO 

mit Luftangriffen auf Belgrad und andere serbische Städte inklusive der Infrastruktur. 

Auch die Situation im Kosovo selbst verhärtete sich abermals und 600.000 Zivilisten, 

davon ein Drittel Albaner, mussten fliehen. Die meisten konnten aber nach Ende des 
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Krieges zurück in ihre Heimat, während die Serben in ihren von der NATO zerbombten 

Städten nicht so einfach wieder in ihre Wohnungen konnten.115 

5.5 Die Situation in Deutschland während der Balkankrise 

Aufgrund der großen Fluchtbewegungen im ehemaligen Jugoslawien, stieg die Anzahl 

an Asylanträgen enorm. 1992 wurde ein Spitzenwert von 438.191 Anträgen verzeich-

net. Dadurch wurden, wie bereits in den Entstehungsgründen von Artikel 16a Grund-

gesetz erwähnt, erneut Stimmen für eine Beschränkung des Grundrechts auf Asyl laut. 

Der Großteil der Anträge wurde von Menschen aus anderen europäischen Ländern 

gestellt, die auf die Kriege im Balkan zurückzuführen sind. Allerdings begrüßten nicht 

alle Menschen in Deutschland die Aufnahme einer so großen Menge von Flüchtlingen. 

Gewalttaten gegen Asylbewerber wurden immer häufiger. Die schlimmsten Ausschrei-

tungen gab es in Hoyerswerda, Rostock-Lichtenhagen, Mölln und Solingen.116 

In Hoyerswerda begannen die Anschläge gegen Flüchtlinge bereits im September 

1991. Dort wurde ein Asylheim mit Molotow-Cocktails beworfen, wodurch 32 Leute 

verletzt wurden. Auch in Hünx, eine Gemeinde in Nordrhein-Westfalen, wurde eine 

Asylunterkunft in Brand gesteckt. Die Folge waren zwei verletzte libanesische Mäd-

chen, die schwere Verbrennungen davon trugen. In Rostock dauerten die Angriffe so-

gar vier Tage. Aus diesem Grund wurde beispielsweise in Köln ein Nachtdienst einge-

richtet, um die Asylbewerberheime vor weiteren Angriffen besser schützen zu kön-

nen.117 

Die Flüchtlinge lebten vor allem in dieser Zeit in großer Angst, da sie nie wussten, ob 

sie angegriffen werden würden. In Rostock wurden sie mit Baseballschlägern attackiert  

und ihre Unterkünfte mit Steinen und Brandsätzen beworfen. Die Polizei war zu dieser 

Zeit kaum in der Lage die Situation unter Kontrolle zu bringen. Ähnliche Szenen spiel-

ten sich auch in Schleswig-Holstein ab. Dort wurden Häuser von zwei türkischen Fami-

lien in Brand gesteckt. Dem Feuer fielen drei Menschen zum Opfer, hinzu kamen neun 

teilweise schwer Verletzte. Unter den Toten befanden sich auch zwei Kinder.118 

Doch nicht nur die abwehrenden Haltungen der Bevölkerung und die überfüllten 

Wohnheime machten den Geflohenen zu schaffen. Ein weiteres Problem für die Flücht-

linge stellten die Ämter dar. Wie auch in der derzeitigen Situation mangelte es an Per-

sonal für die Bearbeitung der zahlreichen Asylanträge. Die Folge waren ausgedehnte 

Asylverfahren. Das wirkte sich nachteilig für diejenigen aus, die gute Aussichten für 

                                                
115

 vgl. Ther, P., Die Außenseiter, 2017, S. 169, S. 171 
116 vgl. Neubert, Jürgen, Asyl-das ausgehöhlte Grundrecht, http://baustein.dgb-bwt.de/C8/Asyl.html 
117

 vgl. Geuer, I. Der Asylkompromiss 1992, https://www.deutschlandfunk.de/der-asylkompromiss-von-
1992-kampf-um-artikel-16.724.de.html?dram:article_id=402386 
118 vgl. Grimmer, Claudia, Die 90er in Deutschland, https://www.br.de/nachricht/fluechtlinge-rueckblick-

kosovo-balkan-100.html 



34 
 

einen positiven Bescheid hatten, über lange Zeiträume darauf warten mussten. Für die 

Bewerber, denen Asyl mit hoher Wahrscheinlichkeit verwehrt werden würde, war es 

jedoch positiv, da sie länger in Deutschland verbleiben konnten und bei Ablauf be-

stimmter Fristen sogar ein dauerhaftes Bleiberecht erhielten. Auch Angst vor dem Kon-

trollverlust der Ämter über die Flüchtlingssituation spielten in der einheimischen Bevöl-

kerung eine große Rolle.119 

Nach dem Inkrafttreten des neuen Artikel 16a Grundgesetz 1993, änderte sich die Si-

tuation der Asylbewerber merklich. Das neue Grundrecht auf Asyl enthielt sehr viele 

Beschränkungen, die Antragstellern kaum eine Chance auf einen positiven Bescheid in 

Deutschland gaben. Die Folge war der erwünschte Rückgang an Asylsuchenden. Wa-

ren es 1992 noch über 440.000 Asylbewerber, war 1995 bereits ein Rückgang auf 

127.000 Anträge zu verzeichnen. 2002 waren es nur noch 71.127.120 

Auch die Anerkennungsquote gemäß Artikel 16a Grundgesetz war rückständig. Bereits 

2002 wurden nur noch 1,8% der Antragsteller anerkannt.121 Auch wenn sich damit die 

Lage in Deutschland etwas beruhigte, das Problem war damit noch nicht gelöst. Es 

wurde nur auf die Nachbarländer abgeschoben. Sie dienten als Pufferzonen, die die 

Asylsuchenden vor der Einreise nach Deutschland schützen sollten. Im Gegenzug er-

hielten die anderen Aufnahmeländer finanzielle Unterstützung, um die Mehrbelastung 

ausgleichen zu können.122 

Das waren die Jahre während der Zeit der Balkankrise in Deutschland. Die Situation 

war für die Flüchtlinge sicherlich anders als sie erwartet hatten, da wohl kaum einer 

von ihnen mit solch einem solchen Fremdenhass gerechnet hatte. Zudem hatten die 

Asylsuchenden zu dieser Zeit ganz andere Probleme. Sie mussten sich in einem neu-

en Land zurecht finden, sich von Grund auf alles neu aneignen, da sie ihr Hab und Gut 

Not gedrungen in ihrer alten Heimat zurücklassen mussten. Es war für beide Seiten, 

Flüchtlinge wie für Deutschland, keine einfache Situation mit der sich beide arrangieren 

mussten. 

Doch es blieb nicht die letzte Krise mit der sich Europa auseinander setzen musste. 

Denn seit etwa 2011 erhöht sich die Anzahl an neuen Asylsuchenden stetig. Grund 

dafür ist die Lage in Syrien und allgemein im Nahen Osten. Darauf soll im Folgenden 
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Text genauer eingegangen werden, warum sich eine neue Fluchtwelle nach Europa 

entwickelte und wie mit dieser neuen Herausforderung umgegangen wird. 

6 Syrien 

Seit etwa 2011 blickt Europa sorgenvoll in den Nahen Osten. Obwohl mittlerweile der 

größte Flüchtlingsandrang vorbei ist, bleibt die Lage dennoch weiterhin kritisch. Auf 

den folgenden Seiten sollen Informationen über den Konflikt in Syrien gegeben werden 

und letztendlich auch darauf eingegangen werden, inwieweit Artikel 16a Grundgesetz 

für die Flüchtlinge eine Rolle spielt. 

Syrien ist hauptsächlich vom sunnitischen Islam geprägt. Etwa dreiviertel der 22 Millio-

nen Syrier ist Anhänger dieser Glaubensrichtung. Außerdem gibt es noch alawitische 

und schiitische Muslime sowie etwa 10% Christen und einige Juden in diesem Land. 

Seit mehr als 50 Jahren wird Syrien von der Baath-Partei regiert. Es herrscht sozusa-

gen ein Einparteiensystem.123 

Nach dem Tod des Präsidenten Hazif al-Assad 2000 übernahm sein Sohn Baschar al-

Assad seinen Posten. Dieser machte vor allem der Opposition Hoffnung auf eine Libe-

ralisierung, denn um mehr Akzeptanz für seine Machtübernahme zu erhalten, musste 

er Zugeständnisse machen. Er sprach in seiner Vereidigungsrede wichtige Themen 

wie Demokratie und mehr Freiheiten für die Bevölkerung an. Dies veranlasste die Op-

position zum Ausruf des Damszener Frühlings. Es wurde sogar der seit 1963 existie-

rende Ausnahmezustand aufgehoben, was die Forderung auf Freilassung politisch 

Inhaftierter mit sich brachte. Als jedoch ein neues Wahlgesetz greifbar wurde, war As-

sads Grenze überschritten und er ließ einige Oppositionelle verhaften. Er machte da-

rauf aufmerksam, dass für ihn die wirtschaftliche Liberalisierung im Vordergrund 

stand.124 

Es gab neue Reformen, die die Investitionen merklich ankurbelten. Allerdings vergrö-

ßerte sich die Kluft zwischen Fortschritt und dem Einkommen in der Bevölkerung. So 

war es in einigen Regionen möglich, dass das Internet noch vor der überlebenswichti-

gen Wasserversorgung eingerichtet wurde. Doch das war nicht das einzige Thema, 

was Sorgen bereitete. 2003 musste Syrien 1,5 Millionen Iraker, aufgrund des Einmar-

sches der US-Armee, aufnehmen. 2008 kam die Finanzkrise und zwischen 2008 und 

2010 gab es eine lange Dürreperiode, woraufhin tausende Bauern in die Städte fliehen 

mussten. Dies brachte eine große Wohnungsnot und Arbeitssuche mit sich. Die Ju-

gendarbeitslosigkeit wurde mit etwa 50% beziffert. Auch die Subventionen wurden ver-

ringert, was zu einem Lohnabfall führte. Durch die Privatisierung des Gesundheitssys-
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tems und den Bildungsbereichen entwickelte sich nach und nach ein Zwei-

Klassensystem.125 

6.1 Beginn der Krise 

Diese Zustände führten bald zu Unzufriedenheit in der Bevölkerung. Wie auch schon in 

Ägypten und Tunesien, litten die Menschen unter der sozialen Not, Korruptionen und 

der aussichtslosen Zukunft. Im März setzten Schüler in der Stadt Daraa ein Zeichen, 

indem sie die Schulwand mit einem provozierenden Spruch gegen die Regierung be-

schmierten. Im Normalfall hätte die Schulleitung die Eltern informiert und zu Behebung 

des Schadens aufgefordert. Doch diesmal war es anders, denn die Polizei wurde ver-

ständigt. Diese inhaftierte die unter 16 Jährigen und quälten sie. Die Eltern forderten 

die Freilassung ihrer Kinder, doch wurden selbst beim Gouverneur nur belächelt. An-

ders als erwartet, zahlten die Eltern kein Geld, um ihre Kinder aus dem Gefängnis zu 

holen. Sie organisierten eine Demonstration, an der sich sehr viele Menschen beteilig-

ten.126 

Gegen die Demonstranten wurde hart vorgegangen. Der Geheimdienst schoss in die 

Menschenmenge, einige starben. Die Anzahl von Menschen bei der Beerdigung war 

deutlich größer als bei der Demonstration. Auch in anderen Städten wurden Zeichen 

für die Ereignisse gesetzt. Obwohl die Kinder wieder zu ihren Familien gebracht wur-

den, entspannte sich die Situation nicht mehr. Weitere Aufstände wurden in Moscheen 

organisiert. In den großen Städten wie Damaskus und Aleppo blieb es weitgehend ru-

hig, doch die ländliche Bevölkerung wie in Hama und Daraa war nicht aufzuhalten. Sie 

wollten neue Reformen. Trotz Assads Verbot, mit Waffen gegen die Menschen vorzu-

gehen, wurde immer wieder auf die Demonstranten geschossen. Die Bevölkerung rea-

gierte darauf, indem sie sich selbst bewaffnete. Die Situation geriet außer Kontrolle. 

Damit war der Beginn eines langen, grausamen Krieges besiegelt.127  

6.2 Der weitere Verlauf  

Um die Unruhen zu beenden, wurden einige Reformen beschlossen: den Rücktritt der 

Regierung, die Freilassung vieler politscher Gefangener und sogar eine neue Verfas-

sung wurde entworfen, welche am 12. Februar 2012 angenommen wurde. Doch all die 

Maßnahmen kamen zu spät. Die Aufstände ließen sich nicht mehr aufhalten.128 

Im Juli 2011 wird eine neue Gruppe gegründet. Sie trägt den Namen Freie Syrische 

Armee und durchkreuzt die Pläne der Opposition, ohne Waffengebrauch eine Lösung 

zu finden. Sie verfolgen die Ziele, das Regime zu stürzen und der Bevölkerung Schutz 
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zu gewähren. Einen Monat darauf tritt die nächste neue Gruppe auf. Diese nennt sich 

Der Syrische Nationalrat und verfolgt dieselben Ziele wie die FSA. Dieser Gruppe ge-

hört auch die Muslimbruderschaft an, ein Kollektiv, das großen Einfluss auf den SNR 

ausübt. Die Organisationen werden vom Ausland unterstützt und viele Mitglieder halten 

sich auch dort auf. Ein neues Werkzeug der Aufstände ist das Internet. Die Muslimbru-

derschaft richtet die Seite Syrian Revolution 2011 ein. Dort werden Videos und Bilder 

der Freitagsdemonstrationen veröffentlicht. Ende 2011 erfolgt der Zusammenschluss 

von FSA und SNR. Außerdem erhalten sie von Nachrichtensendern die Gelegenheit 

für Äußerungen. Noch dazu bekommen sie beispielsweise von den USA, Kanada und 

auch von Europa finanzielle Unterstützung.129 

Im August 2012 hat der Krieg Syrien verschlungen. Schießereien auf den Straßen ge-

hören mittlerweile zum Alltag der Menschen. Besonders im Norden Syriens hält sich 

eine weitere Gefahr auf: Der Islamische Staat, welcher für den gesamten Nahen und 

Mittleren Osten ein ernsthaftes Problem darstellt. Seine Gründung erfolgte als Reaktion 

auf den Sturz Saddam Husseins (irakischer Premierminister). Wehrdienstleistende, die 

bis dahin der Saddam-Armee angehörten und sich nicht in die irakische Armee einfü-

gen wollten, schlossen sich zu dieser gewalttätigen Organisation zusammen. Nachdem 

sie den Norden Iraks unter ihrer Kontrolle hatten, weiteten sie ihre Eroberungen auf 

den Norden Syriens aus.130 

Einen neuen Höhepunkt nimmt der Krieg an, als am 21. August 2013 bei Kämpfen 

Giftgas verwendet wird. Hauptverdächtiger für dessen Einsatz ist Assad. Die USA rea-

gierte darauf, indem sie der Opposition militärischen Beistand zusicherte. Obwohl es 

nicht bewiesen ist, dass der Giftgaseinsatz Assad zuzurechnen ist, hält jeder Assads 

Regime für die Täter.131 

Doch auch der IS legt ein äußert brutales und unmenschliches Verhalten an den Tag. 

So erobern sie auch das Kanton Kobane, ein kurdisches Gebiet im Norden von Syrien. 

Die kurdische Miliz leistete anfangs erfolgreich Widerstand gegen den IS. Doch nach-

dem es diesen gelungen war, im Irak eine große Menge an Waffen zu erbeuten und 

auch von türkischer Seite Unterstützung erhielten, entwickelte sich die Situation positiv 

für den IS. Über Züge bekam der IS im September 2014 Munition und neue Waffen 

geliefert. Zudem fand ein Großteil der medizinischen Versorgung von IS-Kämpfern in 

der Türkei statt. Die Eroberung von Kobane löste eine große Flucht aus. 200.000 Men-

schen flüchteten in die Türkei. Das entspricht fast der gesamten Bevölkerung von 

Kobane. Die USA reagierte darauf, indem sie immer wieder Stellungen des IS in Koba-
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ne und auch deren Hauptquartier Raqqa bombardierte. Im November 2014 erhielt die 

YPG dann Unterstützung von der Peschmerga, Streitkräfte aus der Region Kurdistan. 

Im Januar 2015 gelang es ihnen dann endlich, Kobane zurück zu gewinnen. Allerdings 

war das Kanton bis dahin größtenteils zerstört.132 

Im selben Jahr beschloss die EU Sanktionen gegen Syrien. Diese enthielten Ein-

schränkungen unter anderem in Bereichen wie Rohöl und Erdölerzeugnisse, Fracht-

kontrolle, Finanzsanktionen und Finanzdienstleistungen.133 

Die Beschränkungen blieben natürlich nicht folgenlos für Syrien. Besonders das Ge-

sundheitssystem und die Bevölkerung litten unter den Sanktionen. Der Wert des syri-

schen Pfunds verringerte sich erheblich. Dadurch stiegen die Preise vor allem für 

Grundnahrungsmittel wie Milch oder Reis. Ein weiteres Problem der Einschränkungen 

war das Einfuhrverbot bestimmter lebensnotwendiger Medikamente wie etwa für Herz-

erkrankungen oder Diabetes. Dies löste auch eine Welle der Flucht aus, da viele Men-

schen davon betroffen sind und nun woanders ihre Medikamente und Behandlungen 

organisieren müssen. Auch die ausfallende Stromversorgung kann ein Problem wer-

den, in vielerlei Hinsicht. Beispielsweise in extrem heißen Sommern ist eine funktionie-

rende Kühlung wichtig. Durch die Kämpfe werden oftmals Stromleitungen mutwillig 

zerstört, was besonders für gefährdete Menschen mit gesundheitlichen Problemen und 

natürlich auch in Krankenhäusern ein Risiko darstellt.134 

Der Krieg war indes weiterhin geprägt von dauernden Anschlägen und erbitterten 

Kämpfen zwischen verschiedenen feindlich gesinnten Gruppen. Auf jedes Ereignis 

kann hier nicht eingegangen werden, weswegen im nächsten Text ein Überblick über 

die Lage in Syrien seit 2016 gegeben werden soll. 

6.3 Die Situation in Syrien seit 2016 

Die syrische Regierung konnte mittlerweile einige Erfolge verzeichnen. Dies gelang 

allerdings mit Hilfe seiner Verbündeten Russland und dem Iran. Im November 2016 

gelang ihnen mit der Eroberung Aleppos ein Meilenstein. Im Februar 2017 erfolgte in 

Astana (Astana-Prozess) eine Zusammenkunft von Russland, Türkei, dem Iran, den 

syrischen Rebellen sowie dem syrischen Regime. Gemeinsam verhandelten sie über 

die Zukunft Syriens und das weitere Geschehen. Die Türkei und der Iran, die auch als 

Garantiemächte bezeichnet werden, trafen eine Einigung, bei der fünf Sicherheitszo-

nen errichtet werden sollen, mit dem Ziel nach und nach Waffenruhe in diesen Gebie-
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ten zu erreichen. Diese wird jedoch immer wieder vor allem von der syrischen Regie-

rung gestört. 135 

Durch die Zusammenarbeit mit Syrien stärkte der Iran seinen Einfluss. So wurde 

durchgesetzt, dass der Iran zum Beispiel Waffen, aber auch militärische Streitkräfte, 

über den Irak nach Syrien bis in den Libanon oder ans Mittelmeer transportieren kann. 

Dies sorgt wiederum für Unruhe in Israel, Jordanien und Saudi-Arabien. Zwar wurde im 

Südwesten von Syrien eine Deeskalationszone eingerichtet, sodass es an den Gren-

zen zu Jordanien und Israel ruhiger werden sollte, doch damit wurde eine längerfristige 

Anwesenheit iranischer Streitkräfte nicht verboten. Die Angst, dass der Iran einen neu-

en Krieg gegen Israel anzetteln könnte, bleibt nach wie vor bestehen.136 

Die USA verfolgt in erster Linie das Ziel, den IS sowie die Al-Qaida zu entmachten. Die 

Unterdrückung der Regierung unter Assad hat für sie, nach dem Regierungswechsel, 

an Bedeutung verloren. Die Vereinigten Staaten unterstützen beispielsweise die De-

mokratischen Kräfte Syriens. Gemeinsam gelang es ihnen Ende 2017, die IS-Zentrale 

Rakka unter ihre Kontrolle zu bringen. Außerdem konnten sie Mitglieder des IS aus der 

Stadt Deir al-Zour im Osten von Syrien in die Flucht schlagen. Auch die türkischen 

Streitkräfte kamen zu diesem Zwecke im Oktober 2017 in diese Gebiete. Allerdings 

war dieser Grund eher für die Öffentlichkeit gedacht. Inoffiziell wollten sie damit eine 

kurdische Selbstverwaltungszone im Norden Syriens und damit an türkischer Grenze 

vermeiden. Damit sind die Maßnahmen in Syrien eher eigennützig als eine Hilfe für das 

Nachbarland. Das ist auch ein Grund, warum der Bürgerkrieg im Südosten der Türkei 

wieder aufflammte.137138 

Obwohl International versucht wird, gegen den Terror anzukämpfen und Frieden in 

Syrien zu schaffen, geht die syrische Regierung weiterhin grausam mit den Menschen 

um. Viele erliegen der Folter in den Gefängnissen von Assad, Krankenhäuser und 

Schulen werden dem Erdboden gleich gemacht. Im April 2017 erfuhr die Welt von wei-

teren Giftgaseinsätzen gegen die Bevölkerung. Mittlerweile wurde in einigen deutschen 

und schwedischen Gerichten der Entschluss gefasst, sich den grausamen Verbrechen 

nach Klagen der überlebenden Betroffenen anzunehmen.139 
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Auch 2018 ist noch kein Ende des Krieges erkennbar. Die Türkei begann am 14. Janu-

ar 2018 mit Angriffen auf die kurdische Stadt Afrin. Am 13. März war die Stadt umstellt 

und fünf Tage danach erklärte der türkische Präsident Erdogan Afrin als eingenom-

men. Doch Afrin ist nicht die einzig umkämpfte Stadt. Auch die Gegend um Ost-Ghouta 

steht hart unter Beschuss. Selbst Krankenhäuser bleiben von den Angriffen nicht ver-

schont. Auch eine vom UN-Sicherheitsrat angeordnete 30 tägige Feuerpause wird ig-

noriert. Die syrische Armee eroberte immer mehr Teile des Gebiets. Leider scheiterte 

das Vorhaben, humanitäre Hilfe in die Gegend zu schicken.140 

Am 8. April kam die Nachricht aus Duma, einer Stadt in Ost-Ghouta, dass Chemiewaf-

fen zum Einsatz kamen. Duma ist eine der letzten Städte der Gegend, in denen noch 

immer gegen das Regime Widerstand geleistet wurde. Das Ergebnis des Angriffs mit 

chemischen Waffen waren 150 Tote und über 1000 Verletzte. Um in Zukunft den Ein-

satz chemischer Waffen zu verhindern, beschloßen die USA, Frankreich und Großbri-

tannien mehrere Einrichtungen, die im geheimen Chemiewaffenprogramm involviert 

sind, zu attackieren. Am 14. April 2018 wurde dieses Vorhaben umgesetzt. Es wurden 

keine Opfer verzeichnet. Allerdings erklärte Russland auch, dass viele der abgefeuer-

ten Raketen von der syrischen Luftabwehr abgefangen wurden.141 

Ein Waffenstillstand entwickelte sich Anfang Juli in der Stadt Daraa. Die Aufständi-

schen und die syrischen Streitkräfte entschließen sich zur Waffenniederlegung. Einen 

bedeutenden Anteil daran hat sicherlich auch Russland, welches durch heftige Luftan-

griffe die Rebellen in eine schwierige Situation brachte. Am 12. Juli erfolgte der Ein-

marsch der syrischen Streitkräfte. In der Zeit der brutalen Kämpfe sind vermutlich etwa 

330.000 Menschen aus dem Gebiet geflohen. Eine letzte Hauptstätte haben die Auf-

ständischen noch in der Stadt Idlib im Nordwesten Syriens. Dort sollte im Oktober eine 

entmilitarisierte Zone errichtet werden. Doch als der Oktober verstreicht, ohne dass 

etwas passiert. Jedoch riefen Merkel und Erdogan zu einer Waffenpause auf, die bis 

Ende des Jahres andauern sollte. In dieser Zeit sollte die Pufferzone eingerichtet wer-

den.142 

Einen Erfolg im Kampf gegen den IS können die Syrischen Demokratischen Kräfte im 

Dezember vermerken. Dort glückt ihnen die Eroberung der letzten IS-Hochburg Had-

schin in Ostsyrien. Der IS ist damit allerdings längst nicht besiegt. Noch immer übt er 

seine Macht im Grenzgebiet zum Irak, in Dörfern wie al-Schaafa, aus.143 
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Ob der Krieg in diesem Jahr beendet werden kann bleibt offen. Fest steht, dass auch 

nach einem Ende der Auseinandersetzungen, ein Großteil der geflohenen Zivilisten 

nicht so schnell wieder in ihre Heimat zurück kann. Es werden mit großer Wahrschein-

lichkeit enorme Summen an Hilfsmitteln nötig sein, um dieses Land wieder aufzubauen 

und zu stärken. 

6.4 Die Situation der Flüchtlinge und der Aufnahmeländer 

Aufgrund der heftigen Kämpfe in Syrien zwischen verschiedenen Parteien und auch 

durch Angriffe auf die Zivilbevölkerung mussten viele Syrer ihre Heimat verlassen. 

Damit hörten die Probleme für sie allerdings nicht auf, denn die meisten von ihnen 

standen vor dem nichts. 2015 wurden Zahlen veröffentlicht, dass etwa 12,2 Millionen 

Syrer dringend Unterstützung brauchten, um weiter überleben zu können. Das ist etwa 

die Hälfte der Einwohner in Syrien. 7,6 Millionen Menschen wurden vertrieben, blieben 

aber in Syrien. Oft kam es auch vor, dass Binnenflüchtlinge mehrmals einen neuen 

Zufluchtsort suchen mussten. Vier Millionen Menschen entschieden sich dazu, Syrien 

ganz zu verlassen und in einem anderen Land Schutz zu finden. Das größte Aufnah-

meland war 2014 die Türkei. Dort wurden pro Monat 92.000 geflohene Syrer registriert. 

Die Dunkelziffer an eingereisten Flüchtlingen wird jedoch deutlich höher geschätzt.144  

Viele Flüchtlinge, die ihr Land verlassen, entscheiden sich für den Weg nach Europa. 

Allerdings gibt es eine Menge Hindernisse, um dorthin zu gelangen. Eine legale Einrei-

se beispielsweise ist nur mit einem Visum möglich. Die Wahrscheinlichkeit ein solches 

in einem Land zu bekommen, welches in Krieg und Zerstörung versinkt, ist gleich null. 

Außerdem müssen dafür bestimmte Voraussetzungen erfüllt sein, die die Flüchtlinge 

oftmals nicht haben. Daher gehen sie den für sie scheinbar besten Weg: die Route 

über das Mittelmeer. Mittlerweile haben sich sieben Hauptrouten über das Mittelmeer 

entwickelt: eine westafrikanische, die an den Kanaren enden, eine westliche die direkt 

nach Spanien führt, zwei weitere Wege führen nach Italien und Malta, und drei andere 

Strecken führen über Griechenland, Polen oder Ungarn. Die bedeutendste Route da-

von ist die zentrale Mittelmeerroute (Italien und Malta). Der Weg über das Meer birgt 

oft große Gefahren, da die Flüchtlinge unter katastrophalen Bedingungen über das 

Wasser geschleust werden. Die Boote oder Schiffe sind oft überladen und nicht mehr 

seetüchtig. So geschah es leider des Öfteren, dass Boote kenterten. Von Januar bis 

Oktober 2015 wurden 600.000 Flüchtlinge über das Mittelmeer transportiert. Etwa 3117 

Menschen überlebten die Reise nicht.145 
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Die Menschen, denen es gelang nach Europa einzureisen, hatten es jedoch längst 

nicht geschafft. Denn die Probleme in den Aufnahmeländern fingen damit erst an. Es 

mangelte an Unterkünften und Versorgung für eine so große, plötzlich auftretende Zahl 

von Menschen. Bis 2016 haben 884.000 Flüchtlinge Asyl in der EU gesucht. Davon 

allein 456.000 in Deutschland und 109.000 in Schweden.146 

Natürlich ist die Aufnahme einer solch großen Zahl von Flüchtlingen für jedes Land 

eine Herausforderung. Und nicht alle Einheimischen begrüßen die Entscheidung dar-

über. Nicht anders ist es auch in Schweden. Das Land zählt etwa 9 Millionen Bewoh-

ner. Noch nie befanden sie sich in der Situation, so viele Menschen in kurzer Zeit auf-

zunehmen. Es ist nicht leicht, so viele Leute zu integrieren. Daher entwickelten sich 

Ghettos, in der die Flüchtlinge unter sich bleiben. Auch Arbeitslosigkeit steigt an sowie 

die Unzufriedenheit und die damit verbundenen Gewaltausbrüche. Die einheimische 

Bevölkerung drückt ihren Unmut in den Wahlen aus. Sie wählten rechte Parteien wie 

die Schwedischen Demokraten. Diese wurden 2012 zum ersten Mal in den Reichstag 

mit 5,7% gewählt. Drei Jahre später lag ihre Wahlquote schon bei 14%.147 

Auch in anderen Ländern spitzte sich die Situation zu. 2015 verweigerten zum ersten 

Mal Polen, Tschechien, Slowakei und Ungarn die Aufnahme von Flüchtlingen aus dem 

Nahen Osten. Obwohl Unterkünfte eingerichtet wurden, lehnte es die Regierung in 

Polen ab, Menschen Zuflucht zu gewähren. In Ungarn ist die Abwehrhaltung sogar so 

schlimm, dass Leute, die sich für Geflohene einsetzen wollen, für Gegner der eigenen 

Nation gehalten werden. Ungarn untermauert seine Position, dass mit der Aufnahme 

vieler Flüchtlinge eine große Sicherheitslücke entsteht. Durch Terroranschläge wie in 

Paris, London oder auch Berlin empfindet der ungarische Ministerpräsident Viktor 

Orban seine Aussagen als bestätigt.148 

Auch Deutschland kämpft mit der Koordinierung von Asylsuchenden. Denn besonders 

die Bundesrepublik ist eines der beliebtesten Aufnahmeländer. Waren es 2015 bereits 

477.000 Asylanträge, betrug die Zahl zwei Jahre später unglaubliche 745.545. Auffällig 

daran ist, dass 65,7 % der Anträge von Männern gestellt wurden. Auch der Alters-

durchschnitt ist sehr niedrig. Knapp dreiviertel der Antragsteller waren unter 30 Jahre 

alt.149 

Eine solche Antragsflut gilt es zu bearbeiten. Seit Beginn des Krieges in Syrien, berei-

tet die Abarbeitung von Asylanträgen Deutschland immer größere Probleme. Im Okto-

ber 2015 war der Rückstand auf 238.000 Asylanträge gewachsen. Zu spät wurde auf 
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die große Flüchtlingswelle in der Verwaltung reagiert, um neues Personal zu beschaf-

fen. Dementsprechend dauerten die Asylverfahren deutlich länger. 2014 lag die durch-

schnittliche Dauer bei 7,1 Monaten. ein Jahr später konnte sie immerhin auf 5,3 Mona-

te reduziert werden.150 

Um Asyl in der Bundesrepublik zu erhalten, bedarf es einiger Etappen, die die Flücht-

linge zu durchlaufen haben. Zuerst müssen die Asylsuchenden persönlich einen Antrag 

stellen. Dabei wird kontrolliert, dass keiner mehrere Anträge stellt. Es werden Finger-

abdrücke sowie Lichtbilder und die Personalien aufgenommen. Danach erhalten die 

Flüchtlinge eine vorläufige Aufenthaltsgestattung, sodass sie sich nicht weiter illegal in 

Deutschland bewegen. Allerdings besteht eine Einschränkung für denjenigen, da er 

sich nur in dem Raum aufhalten darf, indem seine Erstaufnahmeeinrichtung ist. Nach 

sechs Monaten wird diese Beschränkung allerdings aufgehoben. Danach kann sich der 

Antragsteller in ganz Deutschland aufhalten. Nach der Antragstellung wird der Asylsu-

chende nach einiger Zeit zu einer persönlichen Anhörung eingeladen. Diese findet, 

wenn nötig, mit einem Dolmetscher statt. Dieses Gespräch ist ausschlaggebender 

Punkt für Anerkennung oder Ablehnung des Antragstellers. Nach der Anhörung ent-

scheidet das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) auf Grundlage von Do-

kumenten oder anderen Indizien. Der Asylsuchende muss die Voraussetzungen für 

eines der drei Schutzformen erfüllen: entweder nach Artikel 16a Grundgesetz, Flücht-

lingsschutz nach § 3 Absatz 1 AsylG oder subsidiärer Schutz nach § 4 AsylG. Gege-

benenfalls kann auch ein Abschiebungsverbot beschlossen werden, auch wenn derje-

nige die Voraussetzungen der genannten Grundlagen nicht erfüllt. In allen anderen 

Fällen der Ablehnung müssen die Antragsteller Deutschland innerhalb von vier Wo-

chen verlassen. Wird über den Antrag positiv entschieden, erhält der Flüchtling eine 

befristete Aufenthaltserlaubnis. Diese kann frühestens nach fünf Jahren in eine unbe-

fristete Erlaubnis umgewandelt werden, wenn bestimmte Kriterien erfüllt sind.151 

Während über den Asylantrag entschieden wird, verbleibt der Flüchtling in den ersten 

sechs Monaten in einer Erstaufnahmeeinrichtung. Für die Unterbringung sind die Bun-

desländer verantwortlich, weswegen es zu Unterschieden in den Unterkünften kommen 

kann. Beispielsweise besteht in manchen Gebieten die Möglichkeit, Flüchtlingen Woh-

nungen anzubieten, in anderen Orten widerum stehen Sammelunterkünfte wie etwa 

Turnhallen oder geschlossene Schulgebäude zur Verfügung. Besonders die Menschen 

in solch großen Unterkünften leiden unter den Bedingungen. Privatsphäre ist dort kaum 

möglich, noch dazu treffen verschiedene Nationen aufeinander und es gibt für die 
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Menschen keine Aufgabe. Somit kommt es schnell zu Konflikten zwischen den vielen 

Menschen.152 

Flüchtlinge, die in Deutschland registriert wurden, erhalten soziale Leistungen. Mittler-

weile ist es üblich, dass vorrangig Geldleistungen gezahlt werden und weniger Sach-

leistungen ausgegeben werden. Nur in den Erstaufnahmeunterkünften werden Sach-

leistungen bevorzugt. 2014 beschloss das Bundeskabinett den Leistungssatz auf 352 € 

festzusetzen. Auch für akute gesundheitliche Beschwerden wird gesorgt. Hamburg und 

Bremen haben sogar eine Krankenversicherung speziell für Asylbewerber eingerichtet. 

Insgesamt entstehen pro Flüchtling etwa 7600 € pro Jahr, inklusive den Kosten des 

Asylverfahrens. Um diese Kosten decken zu können, beschloss der Bund 2015 seine 

Unterstützung für die Länder auf eine Million Euro pro Jahr zu verdoppeln.153 

Um ihren Lebensunterhalt schnellstmöglich selber bestreiten zu können, wurde der 

Zugang zum Arbeitsmarkt für Flüchtlinge erleichtert. Sie dürfen nun bereits nach drei-

monatigem Aufenthalt in der Bundesrepublik auf Arbeitssuche gehen. Allerdings müs-

sen bestimmte Voraussetzungen erfüllt sein, damit ein Asylbewerber von der Bunde-

sagentur für Arbeit einen Job erhält. So durfte es für die Stelle keine deutschen oder 

andere EU-Bürger geben, die sich für diese konkrete Stelle bewerben und es darf nicht 

nachteilig für den Arbeitsmarkt sein. Diese Beschränkungen wurden in Bereichen wie 

Hochschulabsolventen und anderen Berufen, in denen großer Fachkräftemangel 

herrscht aufgehoben. Vor allem für junge Flüchtlinge, die noch keine Ausbildung ha-

ben, fehlt es noch etwas an Unterstützung. Bayern beispielsweise hat sich jedoch dazu 

entschlossen, eine Berufsschulpflicht für junge Ausländer einzuführen, damit sie sich 

qualifizieren können.154 

Dennoch fällt es den Menschen schwer, hier in Deutschland beruflich Fuß zu fassen. 

Das wahrscheinlich größte Problem ist die Sprachbarriere sowie die geringe oder gar 

nicht vorhandene Qualifizierung. 25% der Syrer sind ohne einen Schulabschluss zu 

uns gekommen oder haben in Syrien noch nicht einmal eine Schule besucht. Somit 

können nicht einmal alle in ihrer Muttersprache lesen und schreiben. Das erschwert 

natürlich die Arbeitssuche immens.155 

Als wären diese Hürden, die die Flüchtlinge zu meistern haben nicht schon genug, 

stellt auch der Zwiespalt der deutschen Bevölkerung ein Problem dar. Denn bei weitem 

nicht alle begrüßen die Entscheidung der Bundesregierung, in so kurzer Zeit über eine 

Million Flüchtlinge aufzunehmen. Einer Befragung nach zu urteilen, sehen 75% der 
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Deutschen die Aufnahme von Flüchtlingen als eine weitere große Bürde für das Sozi-

alsystem und eine erhöhte Feindlichkeit zwischen der deutschen und der ausländi-

schen Bevölkerung. Hinzu kommt die Angst, vor allem in den Großstädten, dass das 

Wohnungsproblem noch größer wird und auch die Schulkapazitäten knapp werden. All 

diese Sorgen werden häufig in den sozialen Netzwerken wie Facebook diskutiert. Hin-

zu kommt die Furcht vor radikalen religiösen Haltungen und Terror. Viele sehen die 

Sicherheit der Einwohner nicht mehr gewährleistet. Zusammenfassend ist die Stim-

mung gegenüber den Flüchtlingen eher kühl und von Angst geprägt.156 

Doch es gibt auch Menschen, die der Situation offen begegnen und den Fremden eine 

Chance geben. Die Evangelische Kirche in Deutschland gab bekannt, dass über 10% 

der Deutschen Flüchtlinge unterstützten. Diese Hilfen äußerten sich in unterschied-

lichster Form, beispielsweise etwa durch Sachspenden und Verteilung von Speisen. 

Ohne die Hilfe von Freiwilligen wäre die Versorgung und Unterbringung wahrscheinlich 

noch problematischer und unorganisierter abgelaufen. Im Vergleich zu vergangenen 

Flüchtlingswellen, war das eine positive Wende.157 

6.5 Auszüge des BAMF aus 2018 

Um die Situation und deren Entwicklung in Deutschland bis 2018 noch einmal kurz in 

Zahlen zu untermauern, sollen hier einige Abbildungen des Bundesamtes für Migration 

und Flüchtlinge speziell aus den Monaten August und Dezember 2018 erläutert wer-

den. Dabei soll auch thematisiert werden, nach welchen Grundlagen Asyl anerkannt 

wird und wie bedeutend der Artikel 16a Grundgesetz dabei ist. Die Abbildungen befin-

den sich im Anhang. Bei den Antragszahlen ist allerdings zu beachten, dass die Anträ-

ge nicht nur von Syrern gestellt wurden, sondern dass es sich um Antragsteller aus 

aller Welt handelt. 

Flachte die Zahl an Asylanträgen nach der Balkankrise bis Ende der 90er wieder ab, 

stiegen die Zahlen ab 2011 sprungartig auf eine nie dagewesene Höhe. Den größten 

Boom an Asylanträgen erlebte die Bundesrepublik vor allem im Jahr 2016. Zu dieser 

Zeit wurden etwa 745.545 Anträge gestellt wovon 722.370 Erstanträge waren.158 

Mittlerweile haben sich die Zahlen stabilisiert. 2018 schwankten die monatlichen Anträ-

ge zwischen 10.000 und 15.000. Im Dezember ist eine fallende Tendenz erkennbar. 

Bezogen auf das gesamte Jahr 2018 waren es insgesamt 185.853 Asylbewerber. Im 
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 vgl. Ther, P., Die Außenseiter, 2017, S. 351f. 
157

 vgl. ebenda, S. 355 
158 vgl. BAMF (Hrsg.), Aktuelle Zahlen zu Asyl, 

http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/aktuelle-zahlen-zu-asyl-
august-2018.pdf?__blob=publicationFile 
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Gegensatz zum Vorjahr ist das ein Rückgang von 36.830.159 Bleibt abzuwarten, wie 

sich die Zahlen in diesem Jahr entwickeln. dennoch bleibt Syrien das Land mit den 

meisten Asylsuchenden. Sie machen etwa ein Viertel der Gesamtanträge aus, gefolgt 

von Irakern.160 

Interessant für diese Arbeit ist natürlich zu sehen, nach welchen Rechtsgrundlagen den 

Antragstellern Asyl gewährt wurde. Dies verdeutlicht die Abbildung Entscheidungen 

und Entscheidungsquoten seit 2009 in Jahreszeiträumen161. Relevant sind in diesem 

Fall besonders die Zahlen der letzten drei bis vier Jahre. Dabei wird deutlich, dass die 

Mehrheit nach § 3 Absatz 1 AsylG als Flüchtling anerkannt wird. Von diesen wird je-

doch nur ein schwindend geringer Anteil als Asylberechtigter nach Artikel 16a Grund-

gesetz anerkannt. Den Tiefstand erreichte die Anerkennungsquote 2016 mit nur 0,3 % 

Asylberechtigten nach diesem Artikel. In diesem Jahr wurde insgesamt über 695.733 

Anträge entschieden und nur 2.120 davon erhielten Asyl gemäß Artikel 16a Grundge-

setz. 2018 lag der Wert bei 1,3 %, was eine absolute Zahl von 2841 Menschen bedeu-

tet.162 Die Werte zeigen eindeutig, dass das Grundrecht auf Asyl seine Bedeutung stark 

verloren hat. Im Prinzip spielt es fast gar keine Rolle mehr. Der Artikel, der ins Leben 

gerufen wurde, um Menschen in Not Schutz zu bieten, kommt, aufgrund seiner vielen 

Beschränkungen seit 1993, kaum noch zur Anwendung. 

7 Das Schicksal der Menschen; ein kurzes Zwischenfazit 

Alle drei Ereignisse haben gezeigt, dass vor allem die Bevölkerung darunter zu leiden 

hat. Die meisten Menschen waren im Zweiten Weltkrieg betroffen. Schon allein im Os-

ten gab es 14 Millionen Vertriebene. Diebstähle, Vergewaltigungen, Hungersnöte und 

Wohnungsmangel waren die größten Sorgen. Was für jeden Menschen wohl unerträg-

lich ist, ist die Heimat unfreiwillig verlassen zu müssen und an einem fremden Ort ohne 

Hab und Gut neu Fuß zu fassen. Hinzu kam die Fremdenfeindlichkeit der einheimi-

schen Bevölkerung, die selber, vor allem in den Städten, damit zu kämpfen hatten, die 

Zerstörungen zu beseitigen. Die Ablehnung der Fremden wurde von der Regierung 

noch verstärkt, als mit der Enteignung von Wohnraum begonnen wurde, um die Ver-

triebenen aus dem Osten irgendwo unter zu bringen. Vom Staat war leider nicht viel 

Hilfe zu erwarten, da Deutschland in Besatzungszonen geteilt wurde. Vor allem in der 
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 siehe Abbildung 2 
160 vgl. BAMF, Aktuelle Zahlen zu Asyl, 

http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/aktuelle-zahlen-zu-asyl-
dezember-2018.pdf?__blob=publicationFile 
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 siehe Abbildung 3 
162 vgl. BAMF (Hrsg.), Aktuelle Zahlen zu Asyl, 

http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/aktuelle-zahlen-zu-asyl-
dezember-2018.pdf?__blob=publicationFile 
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Sowjetischen Besatzungszone wurden die Menschen ihrem Schicksal überlassen. Im 

Westen dagegen wollte man das Land wieder aufbauen und die Wirtschaft stärken. 

Auch die Menschen im Balkan hatten mit ähnlichen Problemen zu kämpfen. Auch dort 

wurden große Teile der Bevölkerung vertrieben. Mord, Folter, Hunger, Vergewaltigun-

gen... Ähnliche Szenarien wie es sie auch Ende des Zweiten Weltkrieges gab. Die 

meisten suchten Zuflucht in anderen Ländern Europas, wie Österreich oder Deutsch-

land. Und ebenso wie nach 1945 mussten sie sich in einem fremden Land zurecht fin-

den, ohne ihre Besitztümer mitnehmen zu können. Zudem gab es Anfeindungen gegen 

die Flüchtlinge. So wurden Flüchtlingsheime angezündet, bei denen auch Menschen 

verletzt wurden, es gab sogar einige Tote.  

Und auch die aktuelle Flüchtlingssituation zeigt, dass die Geflüchteten mit ähnlichen 

Problemen zu tun haben, wie ihre Vorgänger in den Neunzigern oder nach 1945. Im-

merhin werden sie vorerst in Erstunterkünften untergebracht und versorgt. Außerdem 

können sie Sozialleistungen beantragen. Doch bevor sie in Europa ankommen, müs-

sen sie sich auf den gefährlichen Weg über das Mittelmeer machen, wo schon viele 

Menschen ertrunken sind, weil die Boote, mit denen sie über das Meer gebracht wer-

den, häufig völlig überfüllt sind und auch nicht mehr seetauglich. Da die meisten nicht 

schwimmen können und es nicht genügend Schwimmwesten gibt, fallen dem Meer 

immer wieder Leute zum Opfer. Und auch in Europa, wie etwa in Deutschland, ange-

kommen, werden sie nicht von allen freudig empfangen. Wie in allen Krisensituationen 

zuvor herrscht Fremdenfeindlichkeit unter der einheimischen Bevölkerung. Die Men-

schen haben Angst, neuerdings auch vor Terror und Islamisierung. Diese Ängste gab 

es zur Balkankrise und nach dem Zweiten Weltkrieg noch nicht. Das erschwert natür-

lich auch die Integration der Flüchtlinge. Hinzu kommen die Sprachbarrieren und die oft 

geringe Bildung. Vor allem weil Deutschland so viele Flüchtlinge aufgenommen hat, ist 

es schwer für alle Sprachkurse anzubieten und sie für den Arbeitsmarkt zu qualifizie-

ren. Dazu benötigt man viel Personal, Räumlichkeiten und Zeit und das ist nicht so 

schnell zu beschaffen. 

Zusammenfassend kann man sagen, dass alle Flüchtlinge, egal in welcher Zeit, ein 

ähnliches Schicksal haben und es für keinen von ihnen leicht ist oder war, in einem 

fremden Land mit fremder Kultur und andere Sprache, sich zurecht zu finden. Gerade 

aktuell aber wird versucht, den Flüchtlingen so viel Unterstützung wie möglich zu ge-

ben. Anfeindungen wird es wohl immer gegen Fremde geben, weil viele Angst vor dem 

Neuen haben. 
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8 Die Zukunft des Artikel 16a Grundgesetz 

Das es ein Grundrecht auf Asyl in Deutschland gibt, war ein wichtiger Schritt und eine 

angemessene Reaktion auf die Ereignisse des Zweiten Weltkrieges. Aufgrund seiner 

starken Beschränkungen, haben nicht mehr viele Menschen die Chance, Asyl nach 

Artikel 16a Grundgesetz zu erhalten. Dennoch kann man sich die Frage stellen, ob 

man weitere Änderungen vornehmen sollte oder ob über eine komplette Abschaffung 

des Artikels nachgedacht werden könnte. 

Mit solchen Überlegungen beschäftigen sich auch einige Politiker. So auch der Kandi-

dat für den CDU-Parteivorsitz Friedrich Merz. Dieser äußerte den Gedanken, dass er 

sich eine Änderung des Grundgesetzes bezüglich Artikel 16a vorstellen könnte. Damit 

löste er wie zu erwarten Diskussionen aus. Denn auch 2015 und 2016, also zu Zeiten 

der größten Flüchtlingswellen, waren sich trotz vieler Differenzen die Parteien einig, 

dass es keine Grundgesetzänderungen geben wird. Fraglich ist, ob eine Änderung 

überhaupt Sinn macht. Denn wie bereits festgestellt, spielt der Artikel für die Anerken-

nung von Flüchtlingen eine sehr untergeordnete Rolle. Noch dazu muss man beden-

ken, dass die deutsche Gesetzgebung der europäischen Rechtsordnung unterliegt.163 

Hingegen ist sich der stellvertretende CDU-Vorsitzende Thomas Strobl sicher, dass es 

keine Grundgesetzänderung geben wird. Er hält es für sehr unwahrscheinlich, dass 

dafür eine Mehrheit im Bundestag zustande kommt. Außerdem ist er der Meinung, 

dass eine solche Änderung nutzlos wäre. Dennoch gibt er zu, dass es notwendig ist, 

die große Zahl an Flüchtlingen herabzusenken. Deswegen werden auch immer wieder 

Diskussionen über eine Flüchtlings-Obergrenze laut. Jedoch löst man dieses Problem 

nicht durch eine Grundgesetzänderung, viel eher müsse man die Fluchtgründe beseiti-

gen. Damit würde sich auch die Situation an den EU-Außengrenzen entspannen.164  

Strobl spricht sich für ein konformes europäisches Asylrecht aus, sodass in allen EU-

Mitgliedsstaaten einheitliche Asylverfahren und soziale Normen existieren. Eine Ände-

rung unseres Grundrechts würde die bestehenden Probleme nicht lösen und hätte kei-

ne Auswirkungen. Im Gegenteil, der Artikel würde nur noch mehr an Bedeutung verlie-

ren.165 

Die Sicht des Autors spiegelt sich im Großen und Ganzen in der Ansicht von Strobl 

wieder. Aufgrund der geringen Bedeutung des Artikels 16a Grundgesetz, hätte eine 

                                                
163 vgl. Schuler, Katharina, Ein überflüssiger Tabubruch, https://www.zeit.de/politik/2018-11/asylrecht-

debatte-friedrich-merz-cdu-vorsitz 
164 vgl. Heckmann, D.-O., „Änderungen des Grundgesetzes wird es nicht geben“, 

https://www.deutschlandfunk.de/europaeisches-asylrecht-aenderung-des-grundgesetzes-wird-
es.694.de.html?dram:article_id=337966 
165

 vgl. ebenda 
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Änderung wohl kaum Auswirkungen. Fraglich ist außerdem, inwieweit das Grundrecht 

noch weiter eingeschränkt werden könnte, da es schon jetzt kaum noch Chancen auf 

Asyl bietet und wegen der Flüchtlingssituation eine Lockerung des Artikels ausge-

schlossen ist. Durch den Versuch, ein einheitliches Asylrecht in Europa zu schaffen, 

wird Artikel 16a Grundgesetz noch weiter verdrängt. Gedanken über eine Abschaffung 

wird es wahrscheinlich trotzdem nicht geben, da der Artikel aufgrund der deutschen 

Geschichte entstand und daran wohl immer festgehalten wird, dass Ausländer ein ei-

genes Grundrecht auf Asyl haben.  
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9 Schluss 

Die Ereignisse, die in dieser Arbeit näher beleuchtet wurden zeigen, dass es immer 

Krisenherde auf der Welt geben wird, egal welche Ursachen sie haben. Umso wichtiger 

ist es, dass es Länder gibt, die Menschen, welche aufgrund von Kriegen und Verfol-

gung ihre Heimat verlassen mussten, Asyl gewähren. 

Zu einem solchen Land gehört auch die Bundesrepublik. Der Zweite Weltkrieg hat ge-

zeigt, wie schwer es für Menschen auf der Flucht vor dem Nationalsozialismus war, in 

anderen Ländern Schutz zu finden. Aus diesem Grund war es unserer Regierung wich-

tig, nach dem Krieg eine Grundlage zu bieten, über die Flüchtlinge schnell und einfach 

Asyl erhalten können. Dies wurde mit Artikel 16 Absatz 2 sogar in unserem Grundge-

setz verankert, was deutlich macht, wie wichtig diese Regelung für die damalige Zeit 

war.  

Auch wenn die Regierung Asyl für Flüchtlinge bot bzw. auch heute noch bietet, heißt 

das nicht, dass Asylsuchende im Aufnahmeland von der Bevölkerung freudig empfan-

gen werden. Dies zeigt sich in allen drei Krisensituationen, dass die Einheimischen den 

Fremden meist skeptisch gegenüber treten oder sogar mit Aggressionen oder Angst. 

Besonders in der heutigen Zeit ist die eine neue Besorgnis hinzugekommen: Die 

Furcht vor Terror und Islamisierung.  

1993 wurde auf die großen Flüchtlingszahlen reagiert, indem man den Artikel 16 Ab-

satz 2 in Artikel 16a Grundgesetz umwandelte und mit vielen Beschränkungen versah. 

Die Grundgesetzänderung zeigte Wirkung, die Antragszahlen auf Asyl wurden redu-

ziert.  

Mit diesen Einschränkungen verlor der Artikel zusehend an Bedeutung, denn so gab 

und gibt es kaum noch Chancen für Flüchtlinge über diesen Artikel Asyl zu erhalten. 

Was man mit Stolz nach dem Zweiten Weltkrieg mit diesem Artikel geschaffen hatte, 

wurde durch den Asylkompromiss 1993 zunichte gemacht.  

Zudem ist zu bedenken, dass durch den Artikel 16a Grundgesetz zwar vorerst die An-

tragszahlen sanken, aber die aktuelle Situation verdeutlicht, dass auch diese Be-

schränkungen die Menschen in Not nicht aufhalten, um in unserem Land Schutz und 

Hilfe zu suchen. Mittlerweile gibt es auch andere Rechtsgrundlagen, über die Flüchtlin-

ge Asyl bekommen. Mit den Einschränkungen sind außerdem nicht die Probleme ge-

löst. Der Asylkompromiss sollte einzig der Bundesrepublik selbst Entlastung bieten. 

Damit sind jedoch nicht die Ursachen bekämpft, weswegen sich so viele Menschen auf 

den Weg nach Europa machen. Wenn man erfolgreich die Flüchtlingszahlen reduzie-

ren will, muss an den Ursachen angesetzt werden, damit die Menschen keinen Grund 
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mehr haben, ihr Land zu verlassen. Natürlich kann das nicht ein einziges Land wie die 

Bundesrepublik bewältigen. Das erfordert die Zusammenarbeit aller Länder, nicht nur 

der EU. Und das ist die große Herausforderung. Es wird immer Meinungsverschieden-

heiten geben und immer verschiedene Reaktionen und Ereignisse. Das macht es so 

schwer Frieden auf der Welt herzustellen. Gesetzesänderungen, um die Grundlagen 

für Asyl im eigenen Land zu beschränken, haben dafür keine Wirkung. Die Menschen 

kommen trotzdem. Auch deshalb wird über eine Weiterentwicklung des Artikels 16a 

Grundgesetz nicht nachgedacht, da es zwecklos wäre. Die Ursachen müssen be-

kämpft werden, nicht die Auswirkungen. Und das wird alle Länder immer wieder vor 

große Herausforderungen stellen. 

 



52 
 

Wesentliche Erkenntnisse der Bachelorarbeit 

1. Der Artikel 16a Grundgesetz hat seine Bedeutung fast vollständig verloren. 

2. Die Flüchtlinge hatten in allen drei Kriegssituationen ähnliche Probleme, auch im 

Aufnahmeland. 

3. Es gab/gibt in den Aufnahmeländern häufig Fremdenfeindlichkeit und Angst.  

4. Neue Ängste der einheimischen Bevölkerung haben sich entwickelt: Angst vor Ter-

ror und Islamisierung Religion bekommt eine neue bedeutende Rolle 
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Anhang 1: Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland Art 16a 166 

(1) Politisch Verfolgte genießen Asylrecht. 

(2) Auf Absatz 1 kann sich nicht berufen, wer aus einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Gemeinschaften oder aus einem anderen Drittstaat einreist, in dem die Anwen-
dung des Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und der Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten sichergestellt ist. Die Staaten au-
ßerhalb der Europäischen Gemeinschaften, auf die die Voraussetzungen des Satzes 1 
zutreffen, werden durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, be-
stimmt. In den Fällen des Satzes 1 können aufenthaltsbeendende Maßnahmen unab-
hängig von einem hiergegen eingelegten Rechtsbehelf vollzogen werden. 

(3) Durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, können Staaten be-
stimmt werden, bei denen auf Grund der Rechtslage, der Rechtsanwendung und der 
allgemeinen politischen Verhältnisse gewährleistet erscheint, daß dort weder politische 
Verfolgung noch unmenschliche oder erniedrigende Bestrafung oder Behandlung statt-
findet. Es wird vermutet, daß ein Ausländer aus einem solchen Staat nicht verfolgt 
wird, solange er nicht Tatsachen vorträgt, die die Annahme begründen, daß er entge-
gen dieser Vermutung politisch verfolgt wird. 

(4) Die Vollziehung aufenthaltsbeendender Maßnahmen wird in den Fällen des Absat-
zes 3 und in anderen Fällen, die offensichtlich unbegründet sind oder als offensichtlich 
unbegründet gelten, durch das Gericht nur ausgesetzt, wenn ernstliche Zweifel an der 
Rechtmäßigkeit der Maßnahme bestehen; der Prüfungsumfang kann eingeschränkt 
werden und verspätetes Vorbringen unberücksichtigt bleiben. Das Nähere ist durch 
Gesetz zu bestimmen. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 stehen völkerrechtlichen Verträgen von Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften untereinander und mit dritten Staaten nicht entgegen, 
die unter Beachtung der Verpflichtungen aus dem Abkommen über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge und der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten, deren Anwendung in den Vertragsstaaten sichergestellt sein muß, Zuständig-
keitsregelungen für die Prüfung von Asylbegehren einschließlich der gegenseitigen 
Anerkennung von Asylentscheidungen treffen. 
 
Fußnote 
Art. 16a: Eingef. durch Art. 1 Nr. 2 G v. 28.6.1993 I 1002 mWv 30.6.1993; mit Art. 79 
Abs. 3 GG (100-1) vereinbar gem. BVerfGE v. 14.5.1996 I 952 (2 BvR 1938/93, 2 BvR 
2315/93) 
  

                                                
166 Quelle:Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (Hrsg.): Grundgesetz für die Bundes-

republik Deutschland Art 16a, https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_16a.html 
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Anhang 2: Entwicklung der Asylantragszahlen167 

 

  

                                                
167

 Quelle: BAMF (Hrsg.), Aktuelle Zahlen zu Asyl, Ausgabe: Dezember 2018, 
http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/aktuelle-zahlen-zu-asyl-
dezember-2018.pdf?__blob=publicationFile 
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Anhang 3: Entscheidungen und Entscheidungsquoten seit 2009 in Jahreszeit-
räumen168 
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 Quelle: BAMF (Hrsg.), Aktuelle Zahlen zu Asyl, Ausgabe: Dezember 2018, Tabellen, Diagramme, Er-
läuterungen, http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/aktuelle-
zahlen-zu-asyl-dezember-2018.pdf?__blob=publicationFile 
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